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Regierungspräsidium Karlsruhe | 76247 Karlsruhe 

ALBA Nordbaden GmbH 
Industriestraße 1 

76189 Karlsruhe 
Deutschland 

Abteilung 5 – Umwelt 

Referat 54.2 -Industrie / Kommunen 

Schwerpunkt Kreislaufwirtschaft 

Name:  

Telefon:  

E-Mail: e 

 

Geschäftszeichen: RPK542-882-1851/8/4 

 (bei Antwort bitte angeben) 

 

Datum: 18.03.2026 

 

Antragsunterlagen einsehbar unter:  
https://cloud.landbw.de/index.php/s/6p6Lj
cH4xR9E6gK  
    
einschlägiges BVT-Merkblatt: BVT-
Merkblatt für Abfallbehandlung 

 

Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) 
ALBA Nordbaden GmbH, Südbeckenstraße 19a, 76189 Karlsruhe 
Antrag auf Änderungsgenehmigung nach § 16 BImSchG zur Umstruktu-
rierung des Standorts Werk 1 Karlsruhe mit Rückbau einer Sortieranlage 
sowie Errichtung und Betrieb von Anlagen zur Lagerung und Behand-
lung gefährlicher und nicht gefährlicher Abfälle auf dem Betriebsge-
lände in der Südbeckenstraße 19a in 76189 Karlsruhe 
Ihr Antrag vom 07. Juli 2025, elektronisch eingegangen am 07. Juli 2025   

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

auf Ihren Antrag vom 07. Juli 2025 wird der ALBA Nordbaden GmbH gemäß § 16 BImSchG die 

RPK542-882-1851_7_1 Genehmigungsbescheid Alba Werk 1_öffent.pdf 

1. Immissionsschutzrechtliche Genehmigung 

 

für die Änderung des Betriebs einer genehmigungsbedürftigen Anlage zur Lagerung und Be-

handlung von Abfällen am Standort Südbeckenstraße 19a, 76189 Karlsruhe, erteilt. 

 

mailto:abteilung5@rpk.bwl.de
https://rp.baden-wuerttemberg.de/rpk/
https://www.service-bw.de/
https://cloud.landbw.de/index.php/s/6p6LjcH4xR9E6gK
https://cloud.landbw.de/index.php/s/6p6LjcH4xR9E6gK


 

 

Seite 2 von 72 

1.1 Die Genehmigung umfasst folgende Anlagenteile gemäß Anhang 1 der 4. BImSchV: 

 

• 8.11.2.1 Anlagen zur sonstigen Behandlung gefährlicher Abfälle mit einer Durch-

satzkapazität von 10 Tonnen oder mehr je Tag (G, E),  

genehmigte Durchsatzkapazität 6.350 t/d 

 

• 8.12.1.1 Anlagen zur zeitweiligen Lagerung gefährlicher Abfälle mit einer Gesamtla-

gerkapazität von 50 Tonnen oder mehr (G, E), 

genehmigte Durchsatzkapazität 6.700 t 

 

• 8.11.2.4 Anlagen zur sonstigen Behandlung nicht gefährlicher Abfälle mit einer 

Durchsatzkapazität von 10 Tonnen oder mehr je Tag (V), 

genehmigte Durchsatzkapazität 9.768 t/d 

 

• 8.12.2 Anlagen zur zeitweiligen Lagerung nicht gefährlicher Abfälle mit einer Ge-

samtlagerkapazität von 100 Tonnen oder mehr (V), 

genehmigte Lagerkapazität 18.000 t 

 

1.2 Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung schließt gemäß § 13 BImSchG folgende 

Entscheidungen ein: 

 

• Betriebserlaubnis nach § 18 Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV) für die La-

gerung entzündbarer Flüssigkeiten und Gase sowie explosionsgefährdete Berei-

che. 

 

• Eignungsfeststellung nach § 63 Abs. 1 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) für die be-

stehende Anlagen „Öllager“ und Eigenverbrauchstankstelle“ zum Umgang mit 

wassergefährdenden Stoffen. Für die Anlagen „Abfalllagerung“ und die beste-

hende „Heizölverbraucheranlage“ ist gemäß dem vorliegenden Sachverständigen-

gutachten und § 41 Abs. 2 AwSV keine gesonderte Eignungsfeststellung erforder-

lich, da die Anforderungen der AwSV erfüllt sind. 
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1.3 Die Genehmigung ergeht unbeschadet der behördlichen Entscheidungen, die nach § 

13 BImSchG nicht von der Genehmigung eingeschlossen werden. 

 

1.4 Der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung liegen die mit dem Dienstsiegel des 

Regierungspräsidiums Karlsruhe versehenen Antragsunterlagen vom 07.07.2025 zu-

grunde. Daneben liegen die Unterlagen im Verwaltungssystem des Regierungspräsidi-

ums Karlsruhe in digitaler Form vor. Die Anlagen sind nach diesen Unterlagen zu er-

richten und zu betreiben, soweit in den Nebenbestimmungen nichts anderes festge-

legt ist. 

 

1.5 Die Genehmigung erfolgt unter den in Nummer 4 dieses Bescheides aufgeführten Ne-

benbestimmungen. 

 

1.6 Diese Genehmigung erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Bestandskraft 

dieser Entscheidung mit dem geänderten Betrieb der Anlage begonnen wird. Die Inbe-

triebnahme ist dem Regierungspräsidium Karlsruhe, Referat 54.2, schriftlich mitzutei-

len. 

 

1.7 Für diese Entscheidung wird eine Gebühr in Höhe von  € festgesetzt. 

 

 

2. Antragsunterlagen 

 

Dieser Entscheidung liegen die im elektronischen Genehmigungsverfahren über das Service-

BW-Portal eingereichten und unter dem oben genannten Aktenzeichen gespeicherten Antrags-

unterlagen zugrunde. Die Unterlagen sind darüber hinaus im Verwaltungssystem des Regie-

rungspräsidiums Karlsruhe digital hinterlegt. Nachstehend sind die wesentlichen Komponenten 

des Antragssatzes aufgeführt. Es wird darauf hingewiesen, dass vereinzelte Unterlagen, insbe-

sondere sicherheits- und betriebsrelevante Pläne und Anweisungen, regelmäßig und im Falle 

von Änderungen anzupassen sind. Zusätzlich liegen die Antragsunterlagen in gesiegelter Pa-

pierversion vor. 
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Eine vollständige Liste der hinterlegten Dokumente kann dem elektronischen Aktenverzeichnis 

entnommen werden. Die Anlage ist nach diesen genehmigten Unterlagen zu errichten und zu 

betreiben, soweit in den nachfolgenden Nebenbestimmungen nichts Anderes festgelegt ist. 

 

Register Beschreibung 

 Deckblatt 

 Inhaltsverzeichnis 

1 Hinweise 

 Hinweise zum Antragsformular 

2 Antragsteller / Anlagenbetreiber 

 Angaben zur antragstellenden Person oder Einrichtung 

 Ansprechpartner 

 Vertretungsberechtigte Personen 

3 Betriebsstätte und Standort 

 Bebauungsplan 

 Allgemeine Beschreibung des Standorts 

4 Verfahrensart 

 Darstellung der Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse mit Begründung der 

Einstufung 

5 Allgemeine Pläne, Zeichnungen und Beschreibungen 

 Werkslageplan mit Kennzeichnung der Anlage 

 Topographische Karte M 1 : 25.000 mit Nordpfeil 

 Kurzbeschreibung zum Vorhaben in allgemeinverständlicher Form 

 Allgemeinverständliche, für eine Auslegung bei der Öffentlichkeitsbeteiligung 

geeignete, Kurzbeschreibung des Vorhabens gemäß § 4 Abs. 3 der 9. BIm-

SchV 
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 Ausführliche Beschreibung des Vorhabens in allgemeinverständlicher Form 

6 Art und Umfang des Vorhabens 

7 Integrierte und nicht integrierte Anträge 

8 Bestehende Zulassungen 

9 Inbetriebnahme und Kosten 

10 Anlagen- und Betriebsbeschreibung 

 Formblatt 2.1 "Technische Betriebseinrichtungen" 

 Formblatt 2.2 "Produktionsverfahren / Einsatzstoffe" 

 Erläuterungsbericht "Anlagen- und Betriebsbeschreibung" 

 Werkslage- und Gebäudeplan 

 Brecheranlage 

 Siebanlage 

 Leichtstoffabscheider 

 Mischer 

 Aktivkohlefilter 

 PT Filter 

11 Luftschadstoffe 

 Formblatt 3.1 "Emissionsverursachende Betriebsvorgänge" 

 Formblatt 3.2 "Emissionsmindernde Maßnahmen" 

 Formblatt 3.3 "Emissionsquellen" 

 Erläuterungsbericht "Luftschadstoffe" 

12 Lärm, Erschütterungen, elektromagnetische Felder und Licht 

 Formblatt 4 "Lärm" 

 Erläuterungsbericht "Lärm, Erschütterungen, elektromagnetische Felder und 

Licht" 
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13 Abwasser 

 Formblatt 5.1 "Abwasseranfall" 

 Formblatt 5.2 "Abwasserbehandlung" 

 Formblatt 5.3 "Einleitung" 

 Erläuterungsbericht "Abwasser" 

14 Wassergefährdende Stoffe 

 Formblatt 6.1 "Übersicht Wassergefährdende Stoffe" 

 Fass-/Gebindelager 

 Tanklager 

 Eigenverbrauchstanktelle 

 Erläuterungsbericht "Wassergefährdende Stoffe" 

 Gutachterliche Stellungnahme zur geplanten Errichtung und zum Betrieb ei-

ner Anlage zur Behandlung und Zwischenlagerung von Abfällen hinsichtlich 

der Anforderungen des anlagenbezogenen Gewässerschutzes (WHG, AwSV) 

inklusive der Löschwasserrückhaltung 

15 Abfall 

 Formblatt 7 "Abfall" 

 Erläuterungsbericht "Abfall" 

16 Arbeitsschutz, Brandschutz und Betriebssicherheit 

 Formblatt 8 "Arbeitsschutz" 

 Erläuterungsbericht "Arbeitsschutz, Brandschutz und Betriebssicherheit" 

 Brandschutzgutachten 

 Brandschutzgutachten Feuerwiderstandsdauer 

 Brandschutzplan 
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17 Ausgangszustandsbericht, Überwachungsmaßnahmen Boden- und Grund-

wasserschutz 

 Formblatt 9 "Ausgangszustandsbericht" 

 Begründung Prüfung AZB 

 Begründung Überwachung Boden 

18 Anlagensicherheit 

 Formblatt 10.1 "Anlagensicherheit - Störfallvorsorge" 

 Formblatt 10.2 "Anlagensicherheit - Sicherheitsabstand" 

 Erläuterungsbericht "Anlagensicherheit" 

 Gutachten Sicherheitsabstand 

 Fließschema 

 Störfallrelevante Änderungen 

 Sicherheitsmanagementsystem 

19 Umweltverträglichkeitsprüfung 

 Formblatt 11 "Umweltverträglichkeitsprüfung" 

 UVP-Bericht oder Darstellung zur Vorbereitung einer UVP-Vorprüfung 

20 Bauantrag - Entwurfsverfasser 

 Nachweis Bauvorlageberechtigung 

21 Bauantrag - Bauleitung 

22 Bauantrag - Baugrundstück 

23 Bauantrag – Bebauungsplan und Baulasten 

24 Bauantrag - Bauvorhaben 

25 Bauantrag - Bautechnische Bauvorlagen 

26 Bauantrag – Abweichungen, Ausnahmen & Befreiung 

27 Bauantrag - Unterlagen 



 

 

Seite 8 von 72 

 Einfacher Lageplan 

 Werksplan 

 Anlagen und Baubeschreibung 

 Bauantrag 

28 Sonstige Unterlagen 

 Allgemeine Angaben zum Antragsinhalt 

 Formular 1 Antragstellung mit Unterschrift 

 Genehmigungskataster Karlsruhe Werk1 

 Gefährliche Abfälle mit Mengen (Störfallrelevant) 

29 Mitteilung 

 

 

3. Beschreibung des Vorhabens 

 

Die ALBA Nordbaden GmbH betreibt am Standort Karlsruhe, Südbeckenstraße 19a (Werk 1), auf 

einem ca. 9.442 m² großen, eingezäunten Betriebsgelände im Industriegebiet des Karlsruher 

Rheinhafens eine bestehende genehmigungsbedürftige Anlage. Bisher war der Standort als 

Sortieranlage für werthaltige (wertstoffreiche) Abfälle mit zugehörigen Lagerbereichen zuge-

lassen. 

 

Gegenstand des Vorhabens ist die vollständige Umwidmung und Umrüstung des Standorts von 

einer reinen Sortieranlage zu einem zentralen Logistik- und Behandlungszentrum für gefährli-

che sowie nicht gefährliche Abfälle, wobei der Schwerpunkt auf mineralischen und baustoffli-

chen Abfällen liegt. 

 

Die bestehende Sortieranlage wird zurückgebaut. Die vorhandene Infrastruktur – insbesondere 

zwei große Hallen mit einer überdachten Fläche von ca. 5.000 m² – wird umgenutzt und baulich 

adaptiert. Die wesentlichen Änderungen umfassen: 
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3.1 Neue Aufgabenstellung 

 
• Lagerung: Zeitweilige Lagerung von gefährlichen und nicht gefährlichen Abfällen in 

großvolumigen Lagerboxen aus Blocksteinen, die innerhalb der Hallen errichtet werden, 
sowie in geschlossenen Containern auf überdachten Freiflächen. 

• Behandlung: Mechanische und physikalische Behandlung der angelieferten Abfälle zur 

Konditionierung für die nachfolgende Verwertung oder Beseitigung. 

3.2 Mengenrahmen 

 
• Lagermenge: 

o Für gefährliche Abfälle von bisher 49 t auf zukünftig 6.700 t. 

o Für nicht gefährliche Abfälle von bisher 1.420 t auf zukünftig 18.000 t. 

o Die Gesamtlagerkapazität beträgt damit maximal 24.700 t. 

• Durchsatz (Behandlung): 

o Maximale Behandlungskapazität für gefährliche Abfälle: 6.350 t pro Tag. 

o Maximale Behandlungskapazität für nicht gefährliche Abfälle: 9.768 t pro Tag. 

o Gesamtdurchsatz: max. 16.118 t pro Tag bzw. 733.700 t pro Jahr 

3.3 Behandlungseinheiten (Betriebseinheiten – BE) 

 

Die gesamte Anlage wird in funktionale Betriebseinheiten gegliedert: 

 

• BE 1.1 –  

 

 

• BE 2.1 –  
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• BE 2.2 – 

 

 

s   

 

• BE 2.3 – 

vie-

r  

 
• BE 2.4 – 

 

 

 

• BE 3.1 –  

 

 

• BE 3.2 –  

 

 

• BE 4.1 –  

 

 

• BE 5.1 – 

 
 

• BE 5.2 –  
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3.4 Technische Infrastruktur und Emissionsminderung 

 

• Abluftreinigung: Die Halle ist mit einer zentralen Absauganlage (Volumenstrom ca. 

40.000 m³/h) ausgestattet. Die Abluft wird über einen Staubfilter gereinigt und an-

schließend über eine  zur Abscheidung von Gerüchen und organi-

schen Spurenstoffen geführt. Die gereinigte Abluft wird über ein Abluftrohr  

Höhe abgeleitet. 

 

• Emission Control: Alle staubemittierenden Prozesse (Umschlag, Brechen, Sieben) fin-

den in geschlossenen Hallen statt. Zusätzlich kommen stationäre Sprühnebelanlagen 

zur Staubniederhaltung, Befeuchtung des Materials und Erhaltung einer erdfeuchten 

Konsistenz zum Einsatz. Fahrwege sind befestigt und werden regelmäßig gereinigt. 
 

• Gewässerschutz: Die Hallenböden sind dicht ausgeführt. Es besteht ein Konzept zur 

Löschwasserrückhaltung (Rückhaltevolumen 192 m³), das mobile Barrieren und Ab-

sperreinrichtungen im Entwässerungssystem vorsieht. Das anfallende Niederschlags-

wasser der Dächer wird weiterhin in das Hafenbecken eingeleitet, Schmutzwasser in 

den öffentlichen Kanal. 
 

• Der An- und Abtransport erfolgt ausschließlich per Lkw über die öffentliche Südbecken-

straße. Die Betriebszeiten sind werktags von 6:00 bis 22:00 Uhr. 

 

• Gelagert und behandelt werden eine definierte Liste (siehe Nr. 4.1.6) von Abfällen ge-

mäß Abfallverzeichnisverordnung (AVV). Die gefährlichen Abfälle umfassen u.a. konta-

minierten Bodenaushub, teerhaltigen Straßenaufbruch, bestimmte Bauabfälle, Farb- 

und Lackreste, sowie die bereits genannten KMF. Die nicht gefährlichen Abfälle sind 

überwiegend mineralische Stoffe wie Bauschutt, Boden, Sand, Schlacken und Gleis-

schotter. 
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4. Nebenbestimmungen 

 

4.1 Allgemeines 

 

4.1.1 Die Inbetriebnahme der geänderten Anlage oder von einzelnen neuen Anlagenteilen 

ist dem Regierungspräsidium Karlsruhe, Referat 54.2, mindestens zwei Wochen vorher 

schriftlich anzuzeigen. 

 

4.1.2 Die maximale Lagermenge für gefährliche Abfälle beträgt 6.700 t.  

 

4.1.3 Die maximale Lagermenge für nicht gefährliche Abfälle beträgt 18.000 t. 

 

4.1.4 Die maximale tägliche Durchsatzmenge (Behandlung) beträgt gesamt 16.118 t/d, davon 

maximal 6.350 t/d gefährliche Abfälle. 

 

4.1.5 Die jährliche Behandlungsmenge für Künstliche Mineralfasern (KMF) ist auf 1.000 t/a 

begrenzt. 

 

4.1.6 Folgende Abfallarten sind wie aufgeführt mit den maximalen Lagermengen und maxi-

malen Durchsatzmengen zur Lagerung und zum Behandeln: 

 

 

Nr.  Abfallgruppe  
ASN-

AVV  
Abfallbezeichnung 

max. Durchsatz-

menge Gesamtanlage 

max. La-

germenge 

[ t/d ] [ t/a ] [ t ] 

 Gesamt    16.118 733.700 24.700 

 davon gefährliche Abfälle    6.350 215.700 6.700 

 davon nicht gefährliche Abfälle    9.768 518.000 18.000 

1.1 Hölzer gefährlicher 

Abfall (g. A.)  
17 02 04*  

 Glas, Kunststoff und Holz, die ge-

fährlichen Stoffe enthalten oder 

durch gefährliche Stoffe verunrei-

nigt sind 

 ≤ 4.200  
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19 12 06* Holz, das gefährliche Stoffe enthält 

1.2 Hölzer nicht gefähr-

licher Abfall (n. g. 

A.)  

17 02 01  Holz (als Bau- und Abbruchabfall)    69 

19 12 07  
Holz mit Ausnahme desjenigen, das 

unter 19 12 06 fällt  

2.1 Bodenaushub (g. A.)  

  

  

  

  

01 05 06*  

Bohrschlämme und andere Bohrab-

fälle, die gefährliche Stoffe enthal-

ten  

 ≤ 100.000  

17 05 03*  
Boden und Steine, die gefährliche 

Stoffe enthalten  

17 05 05*  
Baggergut, das gefährliche Stoffe 

enthält  

19 03 06*  
Als gefährlich eingestufte verfes-

tige Abfälle  

19 13 01*  

feste Abfälle aus der Sanierung von 

Böden, die gefährliche Stoffe ent-

halten  

2.2 Bodenaushub ein-

schl. Straßenkeh-

richt & Sandfang-

rückstände (n. g. A.) 

01 05 04  
Schlämme und Abfälle aus Süß-

wasserbohrungen  

   

10 01 24  
Sande aus der Wirbelschichtfeue-

rung  

15 02 03  

Aufsaug- und Filtermaterialien, 

Wischtücher und Schutzkleidung 

mit Ausnahme derjenigen, die unter 

15 02 02 fallen (hier nur Kies-, oder 

Sandfilter)  

17 05 04  
Boden und Steine mit Ausnahme 

derjenigen, die unter 17 05 03 fallen  

17 05 06  
Baggergut mit Ausnahme desjeni-

gen, das unter 17 05 05 fällt  

19 03 07  
verfestigte Abfälle mit Ausnahme 

derjenigen, die unter 19 03 06 fallen  
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19 08 02  Sandfangrückstände  

   19 13 

02  

feste Abfälle aus der Sanierung von 

Böden mit Ausnahme derjenigen, 

die unter 19 13 01 fallen  

20 02 02  Boden und Steine  

20 03 03  Straßenkehricht  

3 gemischte Abfälle  

17 09 04  

gemischte Bau- und Abbruchab-

fälle mit Ausnahme derjenigen, die 

unter 17 09 01, 17 09 02 und 17 09 03 

fallen  

 100000  

19 02 03  

vorgemischte Abfälle, die aus-

schließlich aus nicht gefährlichen 

Abfällen bestehen  

19 08 01  Sieb- und Rechenrückstände  

19 12 10   
brennbare Abfälle (Brennstoffe aus 

Abfällen) -> LP19  

19 12 12  

sonstige Abfälle (einschließlich Ma-

terialmischungen) aus der mecha-

nischen Behandlung von Abfällen 

mit Ausnahme derjenigen, die unter 

19 12 11* fallen  

4 Papier Pappe  
15 01 01  

Verpackungen aus Papier und 

Pappe  

   

19 12 01  Papier und Pappe   

20 01 01  Papier und Pappe  

5 teerhaltiger Stra-

ßenaufbruch, Dach-

pappe  

17 03 01*  

kohlenteerhaltige Bitumengemi-

sche (wenn Dachpappe, dann nur 

Außen LP19)  

 

 

 

 

 

 

 

 

17 03 03*  

Kohlenteer und teerhaltige Pro-

dukte (wenn Dachpappe, dann nur 

Außen LP19)  
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6 Abfälle aus thermi-

schen und mechani-

schen Prozessen  

01 04 13  

Abfälle aus Steinmetz- und -säge-

arbeiten mit Ausnahme derjenigen, 

die unter 01 04 07 fallen  

 20.000  
 

10 01 99  Abfälle a. n. g.  
 

7.1 Mineralische Bau- 

und Abbruchabfälle, 

g. A.  

10 10 09*  

Gießformen und -sande nach dem 

Gießen, die gefährliche Stoffe ent-

halten  

 ≤ 50.000  
 

16 11 01*  

Auskleidungen und feuerfeste Ma-

terialien auf Kohlenstoffbasis aus 

metallurgischen Prozessen, die ge-

fährliche Stoffe enthalten  

 

16 11 03*  

andere Auskleidungen und feuer-

feste Materialien aus metallurgi-

schen Prozessen, die gefährliche 

Stoffe enthalten  

 

16 11 05*  

Auskleidungen und feuerfeste Ma-

terialien aus nichtmetallurgischen 

Prozessen, die gefährliche Stoffe 

enthalten  

 

17 01 06*  

Gemische aus oder getrennte Frak-

tionen von Beton, Ziegel, Fliesen 

und Keramik, die gefährliche Stoffe 

enthalten  

 

17 05 07*  
Gleisschotter, der gefährliche 

Stoffe enthält  

 

17 08 01*  
Baustoffe auf Gipsbasis, die durch 

gefährliche Stoffe verunreinigt sind  

 

17 09 02*  

Bau- und Abbruchabfälle (nur Bau-

schutt <50ppm PCB), die PCB ent-

halten (z.B. PCB-haltige Dichtungs-

massen, PCB-haltige Bodenbeläge 
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auf Harzbasis, PCBhaltige Isolier-

verglasungen, PCB-haltige Konden-

satoren)   

17 09 03*  

sonstige Bau- und Abbruchabfälle 

(einschließlich gemischter Abfälle), 

die gefährliche Stoffe enthalten  

 

7.2 Mineralische Bau- 

und Abbruchabfälle, 

bituminöser Stra-

ßenaufbruch n. g. A.  

10 11 12  
Glasabfall mit Ausnahme desjeni-

gen, das unter 10 11 11* fällt  

 ≤ 150.000  

 

 

 

(begrenzt) 

 

10 12 08  

Abfälle aus Keramikerzeugnissen, 

Ziegeln, Fliesen und Steinzeug 

(nach Brennen)  

 

15 02 03  

Aufsaug- und Filtermaterialien, 

Wischtücher und Schutzkleidung 

mit Ausnahme derjenigen, die unter 

15 02 02 fallen (hier nur Kies-, oder 

Sandfilter)  

 

16 01 20  Glas  
 

16 11 06  

Auskleidungen und feuerfeste Ma-

terialien aus nichtmetallurgischen 

Prozessen mit Ausnahme derjeni-

gen, die unter 16 11 05 fallen  

 

16 03 04  

anorganische Abfälle mit Aus-

nahme derjenigen, die unter 16 03 

03 fallen  

 

16 03 06  
organische Abfälle mit Ausnahme 

derjenigen, die unter 16 03 05 fallen  

 

16 11 02  

Auskleidungen und feuerfeste Ma-

terialien auf Kohlenstoffbasis aus 

metallurgischen Prozessen mit 

Ausnahme derjenigen, die unter 16 

11 01 fallen  
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16 11 04  

Auskleidungen und feuerfeste Ma-

terialien aus metallurgischen Pro-

zessen mit Ausnahme derjenigen, 

die unter 16 11 03 fallen  

 

17 01 01  Beton  
 

17 01 02  Ziegel  
 

17 01 03  Fliesen, Ziegel und Keramik  
 

17 01 07  

Gemische aus Beton, Ziegeln, Flie-

sen und Keramik mit Ausnahme 

derjenigen, die unter 17 01 06 fallen  

 

17 02 02  Glas  
 

17 03 02  
Bitumengemische mit Ausnahme 

derjenigen, die unter 17 03 01 fallen 

 

17 05 08  
Gleisschotter mit Ausnahme desje-

nigen, der unter 17 05 07 fällt  

 

17 08 02  

Baustoffe auf Gipsbasis mit Aus-

nahme derjenigen, die unter 17 08 

01 fallen  

 

8.1 Künstliche Mineral-

fasern (KMF) g. A.  17 06 03*  

anderes Dämmmaterial, das aus ge-

fährlichen Stoffen besteht oder sol-

che Stoffe enthält  

  150 
 

8.2 Künstliche Mineral-

fasern (KMF) n. g. A. 

5) 

17 06 04  

Dämmmaterial mit Ausnahme des-

jenigen, das unter 17 06 01* und 17 

06 03* fällt  

  150 
 

9 Asbest  17 06 05*  asbesthaltige Baustoffe   ≤ 10.000  
 

10.1 Strahlmittel, Hon- 

und Schleifmittel, 

Schlämme, Stäube 

g. A.  

06 02 01*  Calciumhydroxid    250 
 

06 05 

02*  

Schlämme aus der betriebseigenen 

Abwasserbehandlung, die gefährli-

che Stoffe enthalten  

 

07 01 10*  
andere Filterkuchen, gebrauchte 

Aufsaugmaterialien  

 



 

 

Seite 18 von 72 

07 01 11*  

Schlämme aus der betriebseigenen 

Abwasserbehandlung, die gefährli-

che Stoffe enthalten  

 

07 02 11*  

Schlämme aus der betriebseigenen 

Abwasserbehandlung, die gefährli-

che Stoffe enthalten  

 

10 01 04*  
Filterstäube und Kesselstaub aus 

Ölfeuerung  

 

10 01 14*  

Rost- und Kesselasche, Schlacken 

und Kesselstaub aus der Abfallmit-

verbrennung, die gefährliche Stoffe 

enthalten  

 

10 01 16*  

Filterstäube aus der Abfallmitver-

brennung, die gefährliche Stoffe 

enthalten  

 

10 01 18*  
Abfälle aus der Abgasbehandlung, 

die gefährliche Stoffe enthalten  

 

10 01 20*  

Schlämme aus der betriebseigenen 

Abwasserbehandlung, die gefährli-

che Stoffe enthalten  

 

10 02 07*  

feste Abfälle aus der Abgasbehand-

lung, die gefährliche Stoffe enthal-

ten  

 

10 03 19*  
Filterstaub, der gefährliche Stoffe 

enthält  

 

10 09 09*  
Filterstaub, der gefährliche Stoffe 

enthält  

 

10 11 19*  

feste Abfälle aus der betriebseige-

nen Abwasserbehandlung, die ge-

fährliche Stoffe enthalten  

 

10 12 09*  

feste Abfälle aus der Abgasbehand-

lung, die gefährliche Stoffe enthal-

ten  
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11 01 08*  Phosphatierschlämme  
 

11 01 09*  
Schlämme und Filterkuchen, die ge-

fährliche Stoffe enthalten  

 

11 01 98*  
andere Abfälle, die gefährliche 

Stoffe enthalten  

 

12 01 14*  
Bearbeitungsschlämme, die gefähr-

liche Stoffe enthalten  

 

12 01 16*  

Strahlmittelabfälle, die gefährliche 

Stoffe enthalten (nur nicht brenn-

bare)  

 

12 01 18*  
Schleif-, Hon- und Läppschlämme 

(nur nicht brennbare)  

 

12 01 20*  

gebrauchte Hon- und Schleifmittel, 

die gefährliche Stoffe enthalten 

(nur nicht brennbare)  

 

13 05 01*  
feste Abfälle aus Sandfanganlagen 

und Öl-/Wasserabscheidern  

 

13 05 08*  
Abfallgemische aus Sandfanganla-

gen und Öl-/Wasserabscheidern  

 

19 01 13*  
Filterstaub, der gefährliche Stoffe 

enthält  

 

19 02 04*  

vorgemischte Abfälle, die wenigs-

tens einen gefährlichen Abfall ent-

halten (nur nicht brennbare)  

 

19 02 05*  

Schlämme aus der physikalisch-

chemischen Behandlung, die ge-

fährliche Stoffe enthalten  

 

19 08 13*  

Schlämme, die gefährliche Stoffe 

aus einer anderen Behandlung von 

industriellem Abwasser enthalten  
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19 12 11*  

sonstige Abfälle (einschließlich Ma-

terialmischungen) aus der mecha-

nischen Behandlung von Abfällen, 

die gefährliche Stoffe enthalten  

 

10.2 Strahlmittel, Hon- 

und Schleifmittel, 

Schlämme, Stäube 

n. g. A.  

01 04 10  

staubende und pulvrige Abfälle mit 

Ausnahme derjenigen, die unter 01 

04 07 fallen  

  250 
 

06 03 14  

feste Salze und Lösungen mit Aus-

nahme derjenigen, die unter 06 03 

11 und 06 03 13 fallen  

 

06 05 03  

Schlämme aus der betriebseigenen 

Abwasserbehandlung mit Aus-

nahme derjenigen, die unter 06 05 

02 fallen  

 

07 01 12  

Schlämme aus der betriebseigenen 

Abwasserbehandlung mit Aus-

nahme derjenigen, die unter 07 01 11 

fallen  

 

07 02 12  

Schlämme aus der betriebseigenen 

Abwasserbehandlung mit Aus-

nahme derjenigen, die unter 07 02 

11 fallen  

 

10 01 21  

Schlämme aus der betriebseigenen 

Abwasserbehandlung mit Aus-

nahme derjenigen, die unter 10 01 

20 fallen  

 

10 11 20  

feste Abfälle aus der betriebseige-

nen Abwasserbehandlung mit Aus-

nahme derjenigen, die unter 10 11 19 

fallen  

 

11 01 10  

Schlämme und Filterkuchen mit 

Ausnahme derjenigen, die unter 11 

01 09 fallen  
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12 01 13  Schweißabfälle  
 

12 01 15  

Bearbeitungsschlämme mit Aus-

nahme derjenigen, die unter 12 01 14 

fallen  

 

12 01 17  
Strahlmittelabfälle mit Ausnahme 

derjenigen, die unter 12 01 16 fallen  

 

12 01 21  

gebrauchte Hon- und Schleifmittel 

mit Ausnahme derjenigen, die unter 

12 01 20 fallen  

 

19 01 19  
Sande aus der Wirbelschichtfeue-

rung  

 

19 08 05  
Schlämme aus der Behandlung von 

kommunalem Abwasser  

 

19 08 14  

Schlämme aus einer anderen Be-

handlung von industriellem Abwas-

ser mit Ausnahme derjenigen, die 

unter 19 08 13 fallen  

 

19 12 09  Mineralien (z.B. Sand, Steine)  
 

19 02 06  

Schlämme aus der physikalisch-

chemischen Behandlung mit Aus-

nahme derjenigen, die unter 19 02 

05 fallen  

 

11 Gießereialtsande  

10 09 06  

Gießformen und -sande vor dem 

Gießen mit Ausnahme derjenigen, 

die unter 10 09 05* fallen  

   
 

10 09 08  

Gießformen und -sande nach dem 

Gießen mit Ausnahme derjenigen, 

die unter 10 09 07* fallen  

 

10 09 14  

Abfälle von Bindemitteln mit Aus-

nahme derjenigen, die unter 10 09 

13* fallen  
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10 10 06  

Gießformen und -sande vor dem 

Gießen mit Ausnahme derjenigen, 

die unter 10 10 05* fallen  

 

10 10 08  

Gießformen und -sande nach dem 

Gießen mit Ausnahme derjenigen, 

die unter 10 10 07* fallen  

 

10 10 14  

Abfälle von Bindemitteln mit Aus-

nahme derjenigen, die unter 10 10 

13* fallen  

 

12 Schlacken  

10 01 01  

Rost- und Kesselaschen, Schlacken 

und Kesselstaub mit Ausnahme von 

Kesselstaub, der unter 10 01 04 fällt  

   
 

10 01 02  Filterstäube aus Kohlefeuerung  
 

10 01 03  

Filterstäube aus Torffeuerung und 

Feuerung mit (unbehandeltem) 

Holz  

 

10 09 03  Ofenschlacken  
 

10 10 03  Ofenschlacken  
 

10 01 15  

Rost- und Kesselasche, Schlacken 

und Kesselstaub aus der Abfallmit-

verbrennung mit Ausnahme derjeni-

gen, die unter 10 01 04 fallen  

 

10 01 17  

Filterstäube aus der Abfallmitver-

brennung mit Ausnahme derjeni-

gen, die unter 10 01 16 fallen  

 

10 01 19  

Abfälle aus der Abgasbehandlung 

mit Ausnahme derjenigen, die unter 

10 01 05, 10 01 07 und 10 01 18 fallen  

 

10 03 20  
Filterstaub mit Ausnahme von Fil-

terstaub, der unter 10 03 19 fällt  

 

10 10 10  
Filterstaub mit Ausnahme desjeni-

gen, der unter 10 10 09 fällt  
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10 12 10  

feste Abfälle aus der Abgasbehand-

lung mit Ausnahme derjenigen, die 

unter 10 12 09 fallen  

 

19 01 12  

Rost- und Kesselaschen sowie 

Schlacken mit Ausnahme derjeni-

gen, die unter 19 01 11 fallen  

 

13 Kunststoff, Gummi  
19 12 04  

Kunststoff und Gummi nur außen 

LP19  

 ≤ 300   

14 Schrott  12 01 01  Eisenfeil- und -drehspäne     
 

12 01 02  

Eisenstaub und -teile (es wird kein 

Eisenstaub angenommen) (nur 

nicht brennbare)  

 

17 04 02  Aluminium  
 

17 04 05  Eisen und Stahl  
 

17 04 07  gemischte Metalle  
 

17 04 11  
Kabel mit Ausnahme derjenigen, die 

unter 17 04 10 fallen  

 

19 12 02  Eisenmetalle  
 

19 12 03  Nichteisenmetalle  
 

20 01 40  Metalle  
 

 

4.1.7 Die Betriebszeiten sind wie beantragt auf Montag bis Samstag, 6:00 Uhr bis 22:00 Uhr, 

beschränkt. Ausnahmen bedürfen der vorherigen Zustimmung der Behörde. 

 

4.1.8 Die im Antrag beschriebene und in den Lageplänen dargestellte räumliche Zuordnung 

der verschiedenen Abfallfraktionen zu den Lagerboxen und Behandlungsplätzen ist 

verbindlich einzuhalten. 

 

4.1.9 Es ist ein Störfallbeauftragter nach § 58a BImSchG i. V. m. der 5. BImSchV bis spätes-

tens zur Inbetriebnahme der Anlagen zu bestellen. Die Beauftragten müssen die zur 

Erfüllung der Aufgaben erforderliche Fachkunde und Zuverlässigkeit besitzen. Die Be-

stellung des Störfallbeauftragten und die Bezeichnung von dessen Aufgaben ist dem 
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Regierungspräsidium Karlsruhe, Referat 54.2, bis spätestens zur Inbetriebnahme mit-

zuteilen. 

 

4.1.10 Es ist ein Immissionsschutz- und ein Abfallbeauftragter gemäß § 53 Abs. 1 BImSchG 

bzw. § 59 Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) i. V. m. § 2 Abs. 1 Abfallbeauftragten-Ver-

ordnung (AbfBeauftrV) zu bestellen und dem Regierungspräsidium Karlsruhe, Referat 

54.2, schriftlich zu nennen. 

 

4.1.11 Es ist eine Betriebsordnung zu erstellen, in dem die für den Normalbetrieb, für die In-

standhaltung und für die Betriebsstörungen erforderlichen Maßnahmen, die für den 

sicheren und ordnungsgemäßen Betrieb der Anlage erforderlich sind, dokumentiert 

werden. Außerdem sind die Aufgaben und Verantwortungsbereiche des Personals, die 

Betriebs- und Arbeitsanweisungen, die Kontroll- und Wartungsmaßnahmen sowie In-

formations-, Dokumentations- und Aufbewahrungspflichten zu dokumentieren. 

 

4.1.12 Auf der Grundlage der Vorgaben in der Betriebsordnung ist ein Betriebstagebuch zu 

führen. Im Betriebstagebuch sind Betriebsstörungen und besondere Vorkommnisse 

schriftlich festzuhalten. Aus den Aufzeichnungen, die auf Verlangen der zuständigen 

Behörde zu übermitteln sind, müssen mindestens Zeitpunkt, Dauer der Störung, ggf. 

ausgetretene Schadstoffmengen, Folgen der Störung (nach innen und nach außen) 

und alle eingeleiteten Maßnahmen sowie Vorkehrungen zur Verhinderung einer Wie-

derholung der Störung hervorgehen. 

 

4.1.13 Das Betriebstagebuch muss jederzeit von der zuständigen Behörde eingesehen wer-

den können. Die für die Führung des Betriebstagebuches verantwortlichen Personen 

sind von der Betriebsleitung der Anlage in der Betriebsordnung zu benennen. Das Be-

triebstagebuch kann mittels elektronischer Datenverarbeitung geführt werden und es 

ist vom Betriebsverantwortlichen mindestens wöchentlich abzuzeichnen. Das Be-

triebstagebuch ist mindestens fünf Jahre lang aufzubewahren und auf Verlangen der 

zuständigen Behörde vorzulegen. 
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4.1.14 Es ist ein Tagebuch für den  Brecher und für die Siebanlage zu führen, in dem 

die täglichen Durchsatzmengen zu dokumentieren sind. Es ist wöchentlich auszudru-

cken und von der Betriebsleitung gegenzuzeichnen. Das Tagebuch kann ein Teil des 

Betriebstagebuchs sein.  

 

4.1.15 Für Abfallanlieferer sind Handlungsvorschriften zu erarbeiten und in einer Annahme-

ordnung zusammenzufassen. In dieser sollen insbesondere die Schutzmaßnahmen für 

die Anlieferer beim Aufenthalt in der Halle festgelegt werden. Die Anliefernden sind in 

geeigneter Weise über die Annahmeordnung zu informieren. 

 

4.1.16 Die Nachbarfirmen sind bei störfallrelevanten Ereignissen unverzüglich zu informieren. 

Die entsprechenden Kontaktdaten sind in den Notfallplänen/Alarmplänen zu hinterle-

gen und auf dem aktuellen Stand zu halten. 

 

4.1.17 Der Betreiber hat gemäß § 31 BImSchG in jährlichen Abständen, spätestens bis zum 

30. März des Folgejahres, dem Regierungspräsidium Karlsruhe einen Jahresbericht für 

die Anlagen nach der Industrieemissionsrichtlinie vorzulegen. Der Inhalt sowie die 

Form sind nach der Inbetriebnahme der Anlage mit dem Regierungspräsidium Karls-

ruhe, Referat 54.2, abzustimmen. 

 

Hinweis (Nr. 4.1.18 – 4.1.19): 

 

4.1.18 Bei einer Stilllegung des Gesamtbetriebs oder einzelner Anlagen ist § 5 Abs. 3 BIm-

SchG zu beachten. Die geplanten Maßnahmen sind frühzeitig mit dem Regierungsprä-

sidium Karlsruhe abzustimmen. 

 

4.1.19 Die Zusammenlagerung der Abfälle hat unter Beachtung der Anforderungen des Kreis-

laufwirtschaftsgesetzes (KrWG) und der einschlägigen technischen Regeln zu erfol-

gen. 
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4.2 Immissionsschutz 

 

4.2.1 Luftreinhaltung: Sämtliche im Gutachten von  beschriebenen 

Maßnahmen zur Emissionsminderung sind dauerhaft betriebsbereit zu halten und be-

stimmungsgemäß anzuwenden. Dies umfasst insbesondere: 

 

• Den Betrieb der zentralen Abluftreinigungsanlage mit einem Volumenstrom von ca. 

40.000 m³/h, einschließlich der Staubfilterung und der nachgeschalteten Aktivkohlefil-

terstufe zur Geruchsminimierung. 

 

• Die Sicherstellung, dass die Reingaskonzentration an Staub den Wert von 2 mg/m³ nicht 

überschreitet. 

 

• Die Wirksamkeit  

 

 

 

 

• Den Einsatz der stationären Sprühnebelanlagen in den Hallen zur Staubniederhaltung 

während aller Umschlag- und Behandlungsvorgänge. 

 

• Die ausschließliche Annahme und Behandlung von Material in „erdfeuchter“ Konsis-

tenz; bei Bedarf ist vor der Behandlung (z.B. Brechen) gezielt zu befeuchten. 

 

• Ausstattung der KMF-Behandlungsanlage mit einer Absauganlage. 

 

• Entstaubung der Luft über einen abreinigbaren Staubfilter, mindestens Filterklasse H13 

mit einer Reingasemission von mindestens 10 mg/m³, für die KMF-Behandlungsanlage. 

 

4.2.2 Die Einhaltung der im Bescheid festgelegten Emissionsbegrenzungen ist frühestens 

drei Monate, spätestens sechs Monate nach Inbetriebnahme der Abluftanlage und 

dann wiederkehrend mindestens halbjährlich von einer nach § 29 b BImSchG bekannt 

gegebenen Stelle nachzuweisen. Die Messungen sollen bei Betriebsbedingungen 
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durchgeführt werden, die erfahrungsgemäß zu den höchsten Emissionen führen kön-

nen.  

Mit der Durchführung der Messung und der Erstellung eines Messberichts hierüber ist 

eine nach § 29 b BImSchG für die Vornahme von Ermittlungen der Emissionen und Im-

missionen bekannt gegebene Stelle rechtzeitig und ohne weitere Aufforderung schrift-

lich zu beauftragen.  

 

Der Messstelle sind alle notwendigen Daten, wie z.B. einzuhaltende Grenzwerte und 

sonstige wichtige betriebstechnische Daten und Bestimmungen aus dem Genehmi-

gungsbescheid zur Verfügung zu stellen. 

 

Die Messstelle ist zu verpflichten, eine Ausfertigung des Berichtes dem Regierungs-

präsidium Karlsruhe, Referat 54.2, unmittelbar zu übersenden. 

 

Die Messstelle ist zu verpflichten, eine Messplanung zu erstellen, dem Regierungsprä-

sidium Karlsruhe, Referat 54.2, den Termin der Erstmessung sowie der Folgemessun-

gen mitzuteilen und Unterlagen über die Messplanung rechtzeitig, mindestens jedoch 

4 Wochen, vor Beginn der Messung vorzulegen. 

 

4.2.3 Für die Durchführung der Emissionsmessungen ist in der Abgasleitung eine Messstre-

cke gemäß DIN EN 15259 „Luftbeschaffenheit – Messung von Emissionen aus stationä-

ren Quellen – Messstrategie, Messplanung, Messbericht und Gestaltung von Mess-

plätzen“ einzurichten  

 

  

 

4.2.4 Die Eigenkontrolle der Abluft hat in den ersten beiden Wochen  

 

 

4.2.5 Die Filteranlage ist mit einer Differenzdrucküberwachung oder einer vergleichbaren 

Überwachungseinrichtung auszustatten und darüber hinaus vom Betriebspersonal re-

gelmäßig auf Funktion zu prüfen und nach den Angaben des Herstellers zu warten. 
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Funktionskontrollen und Wartungsmaßnahmen sind im Betriebstagebuch zu doku-

mentieren. 

 

4.2.6 Schornsteinverzicht: Der beantragte Verzicht auf einen Schornstein für die Abluftreini-

gungsanlage wird gemäß Nr. 5.5.2.1 TA-Luft im Einzelfall genehmigt. Diese Entschei-
dung basiert  und dem 

Nachweis,  die Irrelevanzkriterien an den Im-

missionsorten eingehalten werden. Diese Ausnahme ist an die strikte Einhaltung der 

unter 4.2.1 genannten Maßnahmen gebunden. 

 

Lärmschutz 

 

4.2.7 Die von der zu genehmigende Anlage ausgehende Zusatzbelastung der Geräusche-

missionen, unter Berücksichtigung der Vorbelastung, darf die nachstehend genannten 

Immissionsrichtwerte an den maßgeblichen Immissionsorten nicht überschreiten. Die 

Geräuschbelastung - Beurteilungspegel der Geräuschimmissionen der Anlage ein-

schließlich des Fahrverkehrs auf dem Betriebsgelände - ist nach den Vorschriften der 

Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm) zu ermitteln. 

 

Die Immissionsrichtwerte für Immissionsorte außerhalb von Gebäuden betragen unter 

Berücksichtigung der Vorbelastung gemäß TA Lärm: 

 

Immissionsrichtwert in dB (A) tags 

Industriegebiete 70 dB (A) 

Mischgebiete 60 dB (A) 

Wohngebiet 55 dB (A) 

Reine Wohngebiete 50 dB (A) 

 

4.2.8 Der messtechnische Nachweis über die Einhaltung der Immissionswerte wird zunächst 

ausgesetzt. Nach Aufforderung durch das Regierungspräsidium Karlsruhe, Referat 
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54.2, ist die Einhaltung der festgelegten Immissionsrichtwerte für Geräuschimmissio-

nen an den maßgeblichen Immissionsorten in der Nachbarschaft ermitteln zu lassen. 

Der Betreiber der Anlage trägt die Kosten der Messung. 

 

Im Fall einer Messung gilt: 

• Die Messungen dürfen nicht von derjenigen Messstelle durchgeführt werden, die 

die Lärmprognose erstellt hat. 

 

• Die Messstelle ist zu verpflichten, eine Messplanung zu erstellen, dem Regierungs-

präsidium Karlsruhe, Referat 54.2, den Termin der Messung mitzuteilen und Unter-

lagen über die Messplanung rechtzeitig, mindestens jedoch 2 Wochen, vor Beginn 

der Messung vorzulegen. 

 

• Eine Fertigung des Messberichts ist dem Regierungspräsidium Karlsruhe, Referat 

54.2, innerhalb von zwei Wochen nach Erhalt zu übersenden. 

 

4.2.9 Die in der Schallimmissionsprognose prognostizierten Zusatzbelastungen an den 

Nachbargrundstücken dürfen nicht überschritten werden. Die Einhaltung ist durch die 

vorgesehenen Maßnahmen (geschlossene Hallen, Betriebszeitenbeschränkung) si-

cherzustellen. 

 

4.2.10 Die Brecher- und die Siebanlage darf nur im Zeitraum von 7:00 bis 20:00 Uhr betrieben 

werden. 

 

4.3 Störfallrecht, Anlagensicherheit, Arbeitsschutz 

 

Störfallrecht 

 

4.3.1 Nach § 9 der zwölften Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzge-

setzes (Störfall-Verordnung – 12. BImSchV) hat der Betreiber eines Betriebsbereichs 

der oberen Klasse einen Sicherheitsbericht zu erstellen und ihn der Behörde einen Mo-

nat vor Inbetriebnahme vorzulegen. 
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4.3.2 Mindestens einen Monat vor Inbetriebnahme der Anlage sind interne Alarm- und Ge-

fahrenabwehrpläne zu erstellen und der unteren Katastrophenschutzbehörde (Stadt 

Karlsruhe) für die Erstellung der externen Notfallplanung zur Verfügung zu stellen. 

 

4.3.3 Die Stromversorgung der sicherheitsrelevanten Anlagenteile, u.a. Brandmeldesystem, 

Sicherheitsbeleuchtung, Lüftungsanlage, Sprinkleranlage, Alarmierungsanlage, elekt-

rische Havarieschieber in den Rohrleitungen für die Entwässerung sind an eine Ersatz-

stromversorgung anzuschließen. 

 

4.3.4 Zum Brandschutz sind die technisch aktiven Anlagenteile der Löschanlagen redun-

dant auszuführen. Technisch aktive Anlagenteile im Brandfall sind z.B. Pumpen, Ven-

tile, Schieber, ggf. Schaummischanlage (wenn durch elektrische Energie Anlagenteile 

angetrieben werden). Die Forderung gilt auch dann als erfüllt, wenn Anlagenkompo-

nenten mehrfach vorhanden und so geschaltet sind, dass bei Ausfall eine andere zu-

geschaltet wird und die volle Leistung bzw. deren Funktion erbracht wird, wie z.B. ge-

plante Löschwasserpumpengruppe. 

 

4.3.5 Vor Inbetriebnahme hat ein 29a BImSchG-Sachverständiger die sicherheitsrelevanten 

Anlagen /-teile, auch auf Funktion, zu prüfen. Die plan- und genehmigungsmäßige Um-

setzung muss schriftlich bestätigt werden. 

 

Hinweise (4.3.6 – 4.3.7) 

 

4.3.6 Der Betreiber hat die internen Alarm- und Gefahrenabwehrpläne in Abständen von 

höchstens drei Jahren zu überprüfen und zu erproben. Soweit sich bei der Überprü-

fung herausstellt, dass sich erhebliche Auswirkungen hinsichtlich der bei einem Stör-

fall zu treffenden Maßnahmen ergeben können, hat der Betreiber die Alarm- und Ge-

fahrenabwehrpläne unverzüglich zu aktualisieren. 

 

4.3.7 Der Betreiber hat den Sicherheitsbericht zu überprüfen und soweit erforderlich zu ak-

tualisieren, und zwar: 
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1. mindestens alle fünf Jahre, 

2. bei einer störfallrelevanten Änderung nach § 3 Abs. 5 b BImSchG, 

3. nach einem Ereignis nach Anhang VI Teil 1 der Störfall-Verordnung und 

4. zu jedem anderen Zeitpunkt, wenn neue Umstände dies erfordern, oder um den 

neuen sicherheitstechnischen Kenntnisstand sowie aktuelle Kenntnisse zur Be-

urteilung der Gefahren. 

 

Dem Regierungspräsidium Karlsruhe, Referat 54.2, sind die aktualisierten Teile des Si-

cherheitsberichts in den Fällen der Nummer 1, 3 und 4 unverzüglich und in Fällen der 

Nummer 2 mindestens einen Monat vor Durchführung der Änderung vorzulegen 

 

Explosionsschutz / Anlagensicherheit / Betriebssicherheit 

 

4.3.8 Die Auslegung und Projektierung der Lüftung hat durch ein Fachunternehmen zu erfol-

gen. Das Prüfkonzept für die wiederkehrenden Prüfungen nach Anhang 2, Abs. 3 Nr. 

5.3 Betriebssicherheitsverordnung ist zu erstellen und auf Verlangen vorzulegen. 

 

4.3.9 Explosionsgefährdete Bereiche sind an ihren Zugängen mit Warnzeichen W021 War-

nung vor explosionsfähiger Atmosphäre – „EX“ – nach der Technischen Regel für Ar-

beitsstätten ASR A1.3 „Sicherheit- und Gesundheitsschutzkennzeichnung“ zu kenn-

zeichnen. 

 

4.3.10 Das Betreten von explosionsgefährdeten Bereichen durch Unbefugte ist verboten. Auf 

das Verbot muss deutlich erkennbar und dauerhaft hingewiesen werden. 

 

4.3.11 Mit Ausnahme von explizit ausgewiesenen Raucherbereichen gilt auf dem Betriebs-

gelände ein striktes Rauchverbot. In explosionsgefährdeten Bereichen sind darüber 

hinaus auch weitere Zündquellen (z. B. die Verwendung von offenem Feuer und offe-

nem Licht) verboten. 

 

4.3.12 Dem Regierungspräsidium Karlsruhe ist der Name oder die Funktion der für den Be-

triebsbereich Karlsruhe, Südbeckenstraße 19a, verantwortlichen Person schriftlich an-

zuzeigen. 
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4.3.13 Es ist ein Gefahrstoffverzeichnis zu erstellen, das außerhalb des Lagers aufzubewah-

ren ist. 

 

4.3.14 Die gelagerten Gefahrstoffe müssen identifizierbar sein. Eine entsprechende Kenn-

zeichnung an dem zu lagernder Stoff muss vorhanden sein und durch das Personal 

leicht zu erkennen sein. 

 

4.3.15 Die Dichtheit der Gebinde muss in geeigneter Weise überwacht werden, die Überwa-

chung hat beim Wareneingang, beim Warenausgang sowie durch regelmäßige Bege-

hungen und Kontrollen des Lagers zu erfolgen. Es ist eine entsprechende Arbeitsan-

weisung zu erstellen. 

 

4.4 Brandschutz 

 

4.4.1 Das im Rahmen des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens vorge-

legte Brandschutzkonzept des Sachverständigenbüros 

 ist maßgebend und 

einzuhalten. Das Brandschutzkonzept ist Bestandteil der Genehmigung als Grundlage 

der Beurteilung durch die Brandschutzdienststelle. 

 

4.4.2 Jegliche Plan- bzw. Nutzungsänderung mit Auswirkung auf brandschutztechnische 

bzw. einsatztaktische Belange ist mit dem Verfasser des Brandschutzkonzeptes und 

mit der Branddirektion abzustimmen. 

 

4.4.3 Das Brandschutzkonzept und der planerische Teil sind hierzu entsprechend fortzu-

schreiben. 

 

4.4.4 Die Übereinstimmung der Ausführung mit dem Brandschutzkonzept ist durch einen 

Brandschutzsachverständigen zu überwachen. 

 

4.4.5 Die Bestätigung der übereinstimmenden Ausführung ist dem Bauordnungsamt zur 

Schlussabnahme vorzulegen. 
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Hinweis 

 

Das vorliegende Brandschutzkonzept beinhaltet keine baulichen Veränderungen der 

Substanz oder Neubauten. In dem Brandschutzkonzept wird lediglich die Beurteilung 

der veränderten Brandlasten durch Änderung der Abfallstoffe bewertet. Lediglich klei-

nere brand-schutztechnische Maßnahmen, werden darin beschrieben, die im Folgen-

den durch die Branddirektion bewertet werden. 

 

Löschwasserversorgung 

 

4.4.6 Aus Sicht der Branddirektion kann der Verringerung der Löschwasserversorgung von 

192m³/h auf 96m³/h zugestimmt werden, da Möglichkeiten der Entnahme aus angren-

zenden offenen Gewässern bestehen, wenngleich diese mit Hindernissen und einen 

erheblich größeren Materialaufwand verbunden sind. 

 

Wandhydranten 

 

4.4.7 Der unter Abschnitt 7.3 des vorliegenden Brandschutzkonzeptes beschriebene Rück-

bau der Wandhydranten kann aus Sicht des abwehrenden Brandschutzes zugestimmt 

werden. 

 

Empfehlung 

 

Seitens der Branddirektion jedoch wird empfohlen die Wandhydranten in zumindest 

reduzierter Anzahl beizubehalten. Dies wird daher empfohlen, da es aus praktischer 

Erfahrung in derartigen Betrieben vermehrt zu kleineren Brandereignissen kommt und 

das Personal in einer Vielzahl der Fälle die Wandhydranten zur Bekämpfung der Ent-

stehungsbrände erfolgreich verwendet. 
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Kennzeichnung Löschwasserrückhaltung 

 

4.4.8 Einrichtungen zur Löschwasserrückhaltung sind auf einem Übersichtsplan und mit 

Schildern nach DIN 4066 zu kennzeichnen. Die Schilder müssen gut und weithin sicht-

bar angebracht werden. Insbesondere ist ein Einlaufen von kontaminiertem Löschwas-

ser in das Hafenbecken durch Rückhaltemaßnahmen zu unterbinden. 

 

4.4.9 In Rücksprache mit der Feuerwehr sind Übersichts- und Löschwasserpläne zur Verfü-

gung zu stellen. Dies hängt insbesondere von der Anzahl und Art der vorhandenen 

Einrichtungen ab. Ist ein Erstellen aufgrund der Übersichtlichkeit erforderlich, sind die 

Hinweise der Branddirektion zum Erstellen von Plänen zu beachten. 

 

Hinweis 

 

In den beiliegenden Konzepten wurde seitens der Ersteller Abschiebeinrichtungen ge-

nannt. Die genaue Art, Funktionsweise und Lage kann ohne Plan oder detaillierter be-

bilderter Be-schreibung seitens der Branddirektion nicht nachvollzogen werden. Dies 

kann im Nachgang durch ggf. notwendiges Erstellen oben genannter Pläne erfolgen. 

 

Informationen und Fachberatung für die Feuerwehr 

 

4.4.10 Ein fach- und ortskundiger Betriebsangehöriger muss der Feuerwehr im Einsatzfall zu 

jederzeit beratend zur Verfügung gestellt werden können und insbesondere Auskunft 

über gelagerte Stoffe und Einrichtungen für die Feuerwehr geben können. 

 

4.5 Wasserrecht 

 

4.5.1 Gemäß § 62 Abs. 1 Satz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) müssen Anlagen zum 

Lagern wassergefährdender Stoffe so beschaffen sein und so errichtet, unterhalten, 

betrieben und stillgelegt werden, dass eine nachteilige Veränderung der Eigenschaf-

ten von Gewässern nicht zu besorgen ist. 

 

4.5.2 Im Brandfall anfallendes Löschwasser ist sicher und schadlos zurückzuhalten. 
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4.5.3 Die sicherheitsrelevanten Anlagenteile sind regelmäßig, mindestens 1 x jährlich, auf 

ordnungsgemäßen Zustand und Funktion zu überprüfen. Die Überwachungsergeb-

nisse sind nachvollziehbar zu dokumentieren und für die Überwachungsbehörde zu-

gänglich aufzubewahren. 

 

4.5.4 Die Gesamtanlage ist vor Inbetriebnahme durch einen zugelassenen Sachverständi-

gen nach AwSV auf den ordnungsgemäßen Zustand überprüfen zu lassen. Das Ergeb-

nis der Prüfung ist dem Regierungspräsidium Karlsruhe; Referat 54.2, vor Inbetrieb-

nahme vorzulegen. Die Inbetriebnahme der einzelnen Lagerabschnitte darf erst erfol-

gen, wenn der Sachverständige nach AwSV den ordnungsgemäßen Zustand jeweils 

bestätigt hat. Diese Bestätigung ist jeweils dem Regierungspräsidium Karlsruhe, Refe-

rat 54.2, vor Inbetriebnahme vorzulegen. 

 

Hinweise (4.5.5 – 4.5.10) 

 

4.5.5 Für die Anlage ist eine Anlagendokumentation gemäß § 43 AwSV zu erstellen und auf 

Verlangen der Behörde vorzulegen. 

 

4.5.6 Alle AwSV-Dichtflächen sind wiederkehrend alle 5 Jahre durch einen Sachverständi-

gen zu prüfen. Evtl. abweichende Prüfintervalle gemäß Zulassung der verwendeten 

Abdichtungssysteme sind entsprechend bei der wiederkehrenden Prüfung zu berück-

sichtigen und in einem Anlagenkataster zu vermerken. Dem Regierungspräsidium 

Karlsruhe, Referat 54.2, sind die Inspektionsberichte der wiederkehrenden Prüfungen 

unaufgefordert vorzulegen. 

 

4.5.7 Der Standort liegt im geschützten Bereich HQ100GB sowie im Ausbreitungsgebiet des 

Hochwassers bis zum extremen Hochwasserstand HQextrem. 

Bei größeren als 100-jährlichen Hochwasserereignissen kann es durch Überströmen 

oder durch technisches Versagen des Hochwasserdammes zu Überflutungen kommen. 

Durch hochwasserangepasste betriebliche Nutzungen bzw. Betriebsweisen oder 

kleine bauliche Maßnahmen (wie Aufständern von Lagerungsboxen) können mögliche 

spätere Schäden vermindert werden. 

 



 

 

Seite 36 von 72 

4.5.8 Vor Inbetriebnahme der Anlage ist die Betriebsanweisung nach § 44 AwSV sowie der 

Alarm- und Maßnahmenplan dem Sachverständigen nach § 2 Nr. 33 AwSV und die An-

lagendokumentation nach § 43 AwSV dem Sachverständigen nach § 2 Nr. 33 AwSV 

und dem Regierungspräsidium Karlsruhe, Referat 54.2, vorzulegen. 

 

4.5.9 Das manuelle Abschiebern des internen Kanalnetzes zum öffentlichen Kanalnetz muss 

bei einer Betriebsstörung jederzeit, auch außerhalb der Betriebszeit, möglich sein. Die 

zuständige Feuerwehr ist über die Lage und Einsatzmöglichkeit des Kanalabsperrsys-

tems zu informieren. 

Die Mitarbeiter sind über die Handhabung der Schieber zu unterweisen und die Unter-

weisung ist zu dokumentieren. 

 

4.5.10 Die Betankung der dieselbetriebenen Maschinen und Fahrzeuge darf nur über geeig-

nete Auffangvorrichtungen, z.B. durch das Unterstellen einer Tropfwanne, erfolgen. 

Der gesamte Betankungsvorgang muss durch den Maschinenführer und den Tankwa-

genfahrer dauerhaft überwacht werden. Die Zapfpistole muss mit einer automatischen 

Abschalteinrichtung ausgestattet sein. Vor Ort ist in ausreichender Menge geeignetes 

Bindemittel zur Aufnahme von Tropfverlusten vorzuhalten. Tropfverluste sind mit ge-

eignetem Bindemittel unverzügliche aufzunehmen und ordnungsgemäß zu entsorgen. 

 

4.6 Arbeitsschutz 

 

4.6.1 Den Arbeitnehmern ist ein Umkleide-/Waschraum zur Verfügung zu stellen. 

 

4.6.2 Für die Arbeitsstätte ist ein Flucht- und Rettungsplan aufzustellen. Er ist an geeigneter 

Stelle in der Arbeitsstätte auszulegen oder auszuhängen. 

 

4.6.3 Es ist dafür Sorge zu tragen, dass durch entsprechende organisatorische Maßnahmen 

(Unterweisungen, Arbeitsanweisungen, etc.) die Mitarbeiter in den Arbeitsbereichen, 

in denen ein zusätzlicher Schutz durch PSA erforderlich ist, diese auch verwenden. 

 

4.6.4 Der Arbeitgeber hat eine Betriebsanweisung zu erstellen, in der die beim Umgang mit 

Gefahrstoffen auftretenden Gefahren für Mensch und Umwelt sowie die erforderlichen 
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Schutzmaßnahmen und Verhaltensregeln dargestellt werden. Die Betriebsanweisung 

ist in verständlicher Form und in der Sprache der Beschäftigten abzufassen und an ge-

eigneter Stelle in der Arbeitsstätte bekanntzumachen. In der Betriebsanweisung sind 

auch Anweisungen über das Verhalten im Gefahrenfall und über die Erste Hilfe zu tref-

fen. 

 

4.6.5 Der Störfallbeauftragte hat die Lagerbestandsliste mindestens zweimal jährlich auf 

Einhaltung der Lagerkriterien sowie vor Ort stichpunktartig auch auf Einhaltung des 

Zusammenlagerungsverbotes zu überprüfen und zu dokumentieren. 

 

4.6.6 Der Einsatz von betriebseigenen, dieselgetriebenen Fahrzeugen und Maschinen ist in 

der Halle nicht zulässig, es sei denn, sie entsprechen den Bestimmungen der Techni-

schen Regel für Gefahrstoffe „Abgase von Dieselmotoren“ - TRGS 554 oder es werden 

gleichwertige Maßnahmen umgesetzt. 

 

4.6.7 Die in den Hallen eingesetzten Radlader müssen mit einer schutzbelüfteten Fahrerka-

bine mit AP-3-Filter ausgestattet und schallgedämmt sein. 

 

4.6.8 Schutzkleidung und Atemschutzmasken müssen insbesondere dann getragen werden, 

wenn beim Entladen der Verdacht auf Unregelmäßigkeiten besteht, die zur Freisetzung 

von Asbestfasern führen könnten (z. B. bei nicht verfestigten schwach gebundenen 

Asbestabfällen oder beschädigten Verpackungen). 

 

Hinweise (4.6.9 – 4.6.21) 

 

4.6.9 Der Arbeitgeber hat die zur Beurteilung der für die Beschäftigten mit ihrer Arbeit ver-

bundenen Gefährdungen und die erforderlichen Maßnahmen des Arbeitsschutzes zu 

ermitteln sowie entsprechende Beseitigungsmaßnahmen einzuleiten, zu überwachen 

und zu dokumentieren. Hierbei hat er zu berücksichtigen, dass nach den unterschiedli-

chen Rechtsvorschriften Gefährdungsbeurteilungen zu erstellen sind, wie zum Bei-

spiel nach § 6 Gefahrstoffverordnung (GefStoffV), nach § 5 Arbeitsschutzgesetz (Arb-

SchG), § 3 Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV) und § 3 Arbeitsstättenverord-

nung (ArbStättV). 
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Die Gefährdungsbeurteilung ist zu aktualisieren, wenn maßgebliche Veränderungen 

der Arbeitsbedingungen dies erforderlich machen oder wenn sich Gründe aus arbeits-

medizinischer Vorsorge ergeben. 

 

4.6.10 Im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung ist die Notwendigkeit sowie der Umfang von 

arbeitsmedizinischen Vorsorgeuntersuchungen festzulegen. 

 

4.6.11 Der Betreiber hat ein Verzeichnis der im Betrieb verwendeten Gefahrstoffe gemäß § 6 

Abs. 12 GefStoffV zu führen, in dem auf die entsprechenden Sicherheitsdatenblätter 

verwiesen wird. Das Verzeichnis muss mindestens folgende Angaben enthalten: 

 

• Bezeichnung des Gefahrstoffs, 

• Einstufung des Gefahrstoffs oder Angaben zu den gefährlichen Eigenschaften, 

• Angaben zu den im Betrieb verwendeten Mengenbereichen, 

• Bezeichnung der Arbeitsbereiche, in denen Beschäftigte dem Gefahrstoff ausge-

setzt sein können. 

 

Diese Angaben - mit Ausnahme der Mengenbereiche - müssen allen betroffenen Be-

schäftigten und ihrer Vertretung zugänglich sein. 

 

4.6.12 Notausgänge müssen 

 

• in angemessener Form und dauerhaft gekennzeichnet sein, 

• sich von innen ohne besondere Hilfsmittel jederzeit leicht öffnen lassen, solange 

sich Arbeitnehmer in der Arbeitsstätte befinden, 

• sich nach außen öffnen lassen. 

 

4.6.13 Fluchtwege sind deutlich erkennbar und dauerhaft zu kennzeichnen. Die Kennzeich-

nungen sind im Verlauf des Fluchtweges an gut sichtbaren Stellen und innerhalb der 

Erkennungsweiten anzubringen. Sie müssen die Richtung des Fluchtwegs oder die 

Richtung zur Fluchttür / Notaus-gang anzeigen (Technische Regel für Arbeitsstätten 

ASR A1.3, 5. Abschnitt). 
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4.6.14 Die Kennzeichnung der Fluchtwege, Notausgänge, Notausstiege und Türen im Verlauf 

von Fluchtwegen muss entsprechend der Technischen Regel für Arbeitsstätten ASR 

A1.3 "Sicherheits- und Gesundheitsschutz-kennzeichnung", Abschnitt 7: Kennzeich-

nung, 1. Absatz erfolgen. 

 

4.6.15 Die Kennzeichnungsarten, z. B. Leuchtzeichen, Sicherheitszeichen sind entsprechend 

der Gefährdungsbeurteilung auszuwählen (Technischen Regel für Arbeitsstätten ASR 

A1.3). 

 

4.6.16 In der Gefährdungsbeurteilung ist zu prüfen, ob beim Ansprechen der Brandmeldean-

lage (BMA) in den Hallen intermittierende / blinkende Leuchtzeichen zu verwenden 

sind, da Gefahr droht (Technischen Regel für Arbeitsstätten ASR A1.3 Abschnitt 5.4, 3. 

Absatz). 

 

4.6.17 Zum Umgang mit Asbest muss mindestens eine Person nach TRGS 519 geschult sein. 

 

4.6.18 Die akustischen Notsignale bei Ansprechen der BMA für die Hallen müssen unver-

wechselbar sein (Technische Regel für Arbeitsstätten ASR A1.3 Abschnitt 5.5, 3. Ab-

satz). 

 

4.6.19 Der Arbeitgeber hat Brandmelde- oder / und Feuerlöscheinrichtungen unter Beach-

tung der Herstellerangaben in regelmäßigen Abständen sachgerecht zu warten und 

auf ihre Funktionsfähigkeit prüfen zu lassen. Die Funktionsfähigkeit der Feuerlöscher 

ist jedoch mindestens alle zwei Jahre durch einen Sachkundigen zu prüfen. Die Ergeb-

nisse sind zu dokumentieren (Technischen Regel für Arbeitsstätten Abschnitt 6.3.1 der 

ASR A2.2 „Maßnahmen gegen Brände“). 

 

4.6.20 Die Arbeitnehmer müssen über die Schutzmaßnahmen unterwiesen sein. Die Unter-

weisung muss vor Aufnahme der Tätigkeit und mindestens jährlich erfolgen. Inhalt und 

Zeitpunkt der Unterweisung müssen schriftlich festgehalten und vom Unterwiesenen 

durch Unterschrift bestätigt sein. Die Betriebsanweisung ist in verständlicher Form ab-

zufassen (§ 12 ArbSchG). 
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4.6.21 Die erforderlichen Betriebsanweisungen nach Gefahrstoffrecht sind nach der TRGS 

555 (zum Umgang mit Gefahrstoffen, z.B. persönliche Schutz-ausrüstung, Arbeitsmit-

tel) zu erstellen und die Arbeitnehmer anhand dieser entsprechend zu unterweisen. 

Die Unterweisungen sind zu dokumentieren. 

 

4.7 Verhinderung des Zutritts Unbefugter 

 

4.7.1 Zur Verhinderung des Zutritts Unbefugter ist die Errichtung einer Zaunanlage um das 

Betriebsgelände herum erforderlich. 

 

4.7.2 Außerhalb der Betriebszeiten sind die Tore der Zaunanlage geschlossen zu halten. 

 

4.8 Abfallrechtliche Bestimmungen 

 

4.8.1 Bei der Annahme der Abfälle ist eine Annahmekontrolle durchzuführen, die mindestens 

folgende Maßnahmen zu umfassen hat: 

 

• Sichtkontrolle (Inaugenscheinnahme) des angelieferten Abfalls, 

• Dokumentation des Datums und der Uhrzeit der Abfallannahme, 

• Mengenermittlung in Gewichtseinheiten (t) und deren Dokumentation, 

• Dokumentation des Abfallerzeugers (Name und Anschrift), 

• Feststellung, ob der Abfall zur Annahme in der Anlage zugelassen ist, 

• Erfassung des Namens und der Anschrift des Beförderers und das amtliche Kenn-

zeichen des Lieferfahrzeuges, 

• Erstellung eines Eingangsscheines (Lieferschein/ Annahmebeleg). 

 

4.8.2 Die Betriebsleitung muss nachweislich über die Fachkunde i. S. d. § 9 der Entsorgungs-

fachbetriebe-Verordnung (EfbV) und das sonstige Personal über die Sachkunde nach 

§ 10 EfbV verfügen. 

 

4.8.3 Der Anlagenbetreiber hat im Betriebstagebuch mindestens folgende Daten zu erfas-

sen: 
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• die Dokumentation bei Nichtübereinstimmung des angelieferten Abfalls mit den 

Angaben auf den Begleitpapieren (z. B. Wiegescheinen) und den getroffenen Maß-

nahmen (Zurückweisung von Abfällen), 

• Betriebs- und Stillstandzeiten der Anlage, 

• besondere Vorkommnisse, vor allem Betriebsstörungen einschließlich der mögli-

chen Ursachen und erfolgter Abhilfemaßnahmen, 

• Art und Umfang von Instandhaltungsmaßnahmen. 

 

4.8.4 Es ist sowohl für die angenommenen als auch für die abgegebenen Abfälle ein Abfall-

register gemäß § 24 Nachweisverordnung zu führen. Dieses kann Teil des Betriebs-

tage-buchs sein. Bei der Führung des Registers ist zusätzlich zu den nach der Nach-

weisverordnung obligatorischen Eintragungen auch die jeweilige Qualität der Materia-

lien nach Zuordnungsklassen (einschließlich des zu Grunde liegenden Regelwerks) 

sowie deren Herkunft (Abfallerzeuger sowie Ausbauort und frühere Verwendung) zu 

vermerken. Insgesamt müssen folgende Informationen zum angelieferten Material an-

hand der Betriebstagebuch- bzw. Registerführung nachvollziehbar sein: 

 

• Menge und Materialart 

• Qualität/Zuordnungsklasse und zu Grunde liegendes Regelwerk 

• Probenahmeprotokoll/Analyseergebnisse (soweit vorhanden) 

• Abfallschlüssel 

• Herkunft und frühere Verwendung 

• Anlieferer/Transporteur 

• vorgesehener Lagerort innerhalb des Betriebsgeländes 

• besondere Vorkommnisse 

• vorhandene Lagermengen und Abfallarten (Bilanzierung des Lagerbestands nach 

Abfallschlüssel und Belastung möglichst tagesaktuell, verbindlich jedoch zum 

letzten Arbeitstag der Woche). 

 

4.8.5 Für jedes hergestellte Abfallgemisch ist im Betriebstagebuch zu dokumentieren, wel-

che verschiedenen Abfallfraktionen vermischt wurden und welche wesentlichen 

Schadstoffgehalte die einzelnen Fraktionen hatten. Die Einstufung des Gemisches 

richtet sich nach Einstufung der am höchsten belastete Fraktion. 
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4.8.6 Bei der Annahme mineralischer Abfälle muss eine Deklarationsanalyse vorliegen, aus 

der die Einhaltung der in den Antragsunterlagen aufgeführten Grenzwerte mindestens 

für die im jeweils einschlägigen Regelwerk (Ersatzbaustoffverordnung) genannten Pa-

rameter hervorgeht. Andernfalls müssen die Abfälle auf die jeweiligen Schadstoffe 

nach der Annahme nachbeprobt werden. Weitere Parameter sind zu bestimmen, wenn 

Anhaltspunkte für ihr Vorhandensein vorliegen. 

 

4.8.7 Abfälle, deren Beprobungs-Ergebnisse nach Nebenbestimmung Nr. 4.9.6 noch nicht 

oder nicht vollständig vorliegen sind in der Halle 1 auf einer separaten, gekennzeichne-

ten Fläche zu lagern. Dies gilt auch für Abfälle bei denen Anhaltspunkte für eine fal-

sche Deklaration vorliegen, für Fehlwürfe sowie für im Zuge der Behandlung herge-

stellten Abfälle, bei denen nicht zweifelsfrei ausgeschlossen werden kann, dass es 

sich um gefährliche Abfälle bzw. um staubende Schüttgüter mit „besonderen Inhalts-

stoffen“ oberhalb der in Nr. 5.2.3.5 Satz 2 der TA Luft genannten Gehalte handelt. 

 

4.8.8 Abweichend von den Nebenbestimmungen Nr. 4.9.6 und Nr. 4.9.7 dürfen Bodenaus-

hub, Straßenaufbruch und Bauschutt auch ohne Deklarationsanalytik angenommen 

und außerhalb der Halle gelagert werden, wenn aufgrund der Herkunft und früheren 

Nutzung, sowie der organoleptischen Prüfung, eine Verunreinigung durch Schadstoffe 

ausgeschlossen werden kann. 

 

4.8.9 Der angelieferte Abfall ist nach Abfallarten, und Abfallschlüssel getrennt zu lagern 

und zu kennzeichnen. Diese Kennzeichnung muss sowohl für das Eingangs- als auch 

für Ausgangsmaterial erfolgen und muss über die Art des Materials, Abfalltyp, die Zu-

ordnungsklasse sowie das der Zuordnungsklassen-Einstufung zugrundeliegende Re-

gelwerk (ErsatzbaustoffV, DepV usw.) Auskunft geben. 

Die Getrennthaltepflicht nach Satz 1 gilt nicht für Abfälle, die zulässigerweise ge-

mischt verarbeitet und weiter entsorgt werden. 

 

4.8.10 Werden Flächen nacheinander für die Lagerung unterschiedlicher Zuordnungsklassen 

genutzt, so sind die Flächen dazwischen zu reinigen, um eine Verschleppung von 

Schadstoffen zu verhindern.  
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4.8.11 Folgende Arten der Vermischung von Abfällen sind unzulässig: 

 

• Die Vermischung zum Zweck der Reduzierung von Schadstoffgehalten oder der 

Verbesserung der Zuordnungsklasse. 

• Die Vermischung von Abfällen zur Beseitigung mit solchen zur Verwertung mit dem 

Ziel der gemeinsamen „Verwertung“. 

 

4.8.12 Soweit zulässiger Weise eine Vermischung von Abfällen stattfindet, nämlich zu dem 

Zweck, die Entsorgung von Abfällen, die für sich betrachtet auch ohne Vermischung 

schon entsorgbar wären, weiter zu verbessern bzw. zu optimieren, sind die zusammen-

geführte Teilströme (-mengen) im Betriebstagebuch zu dokumentieren. Bei einer Zu-

sammenführung unterschiedlicher Einbauklassen ist das Gemisch in die Klasse einzu-

stufen, in die das in die Mischung eingebrachte Material mit den höchsten Zuord-

nungswerten einzustufen wäre. Eine Mischung, die gefährliche Abfälle enthält, bleibt 

auch als gemischter Abfall gefährlicher Abfall. 

 

4.8.13 Ein Jahr nach Inbetriebnahme des Zwischenlagers und danach im zweijährigen Ab-

stand ist der Genehmigungsbehörde für alle zulässigen Eingangsmaterialien (Input) 

ein zulässiger Entsorgungsweg aufzuzeigen. Hierzu sind die entsprechenden Zulas-

sungsbescheide (ggf. auszugsweise), Annahmegrenzwerte und/oder EfbV-Zertifikate, 

vorzulegen. 

 

4.8.14 Die Ausgangsmaterialien (Output) sind je  Durchsatz bei nicht gefährlichen und 

je  Durchsatz bei gefährlichen Abfällen einer Fremdüberwachung durch einen 

anerkannten Sachverständigen (Probenahme und Analyse) zu unterziehen. 

 

4.8.15 Im Rahmen des Jahresberichtes nach § 31 BImSchG ist der Überwachungsbehörde 

eine Jahresübersicht vorzulegen, in der u.a. die In- und Outputströme (Jahresdurch-

satz in Tonnen) einzelner Abfälle nach Abfallschlüssel getrennt dokumentiert werden. 

 

4.8.16 Durch eine entsprechende Organisation der Ein- und Ausgänge von Abfällen ist sicher-

zustellen, dass die Lagerung von Abfällen über einen Zeitraum von mehr als einem 

Jahr nicht überschritten wird.  
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4.8.17 Abfälle, die durch den Anlagenbetrieb erzeugt werden, wie insbesondere Filterstäube 

und Schlammfang, sind, ggf. nach chemischer Untersuchung, ordnungsgemäß zu ent-

sorgen. 

 

4.8.18 Straßenkehricht darf nur auf befestigten Lagerflächen oder in dichten Containern ge-

lagert werden.  

 

4.8.19 Abfälle, die Gerüche emittieren, dürfen nur in der Halle gelagert und behandelt wer-

den. 

 

4.8.20 Die Bereifung der Radlader oder Mobilbagger, welche in den Hallen eingesetzt werden, 

muss beim Verlassen der Hallen an der Reifenwaschanlage gereinigt werden, um eine 

Verschleppung von Schadstoffen zu verhindern. 

 

4.8.21 Die Behandlungsaggregate (Mischer, Brecher, Siebanlage) müssen nach der Behand-

lung von gefährlichen Abfällen gereinigt werden, sofern diese danach für die Behand-

lung von nicht gefährlichen Abfällen eingesetzt werden sollen. 

 

4.8.22 Asbesthaltige Abfälle dürfen ausschließlich in vollständig geschlossenen, luftdicht 

verpackten und nach der TRGS 519 gekennzeichneten Behältnissen oder Ummante-

lungen zum Zweck der Lagerung angenommen werden. Eine Behandlung asbesthalti-

ger Abfälle ist nicht gestattet.  

 

4.8.23 Transportbedingte Tätigkeiten im Zusammenhang mit asbesthaltigen Abfällen, wie z.B. 

das Umverpacken, dürfen nur durch fachkundiges Personal oder unter Aufsicht eines 

Sachkundigen und unter Einhaltung der Vorgaben der TRGS 519 durchgeführt werden. 

Das Personal ist im Umgang mit asbesthaltigen Materialien regelmäßig zu schulen 

und anhand einer Betriebsanweisung nach § 14 GefStoffV zu unterweisen. 

 

4.8.24 Radioaktive Abfälle dürfen nicht angenommen werden. 
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4.9 Sicherheitsleistung 

 

4.9.1 Zur Sicherstellung der Erfüllung der Betreiberpflichten nach Stilllegung des Betriebs 

wird gemäß §§ 12 Abs. 1 Satz 2, 5 Abs. 3 BImSchG eine Sicherheitsleistung in Höhe von 

 festgesetzt.  

 

Auf Antrag kann die Sicherheitsleistung neu berechnet werden. 

 

4.9.2 Die Sicherheitsleistung ist in Form einer unbefristeten selbstschuldnerischen Bürg-

schaft zugunsten des Landes Baden-Württemberg, vertreten durch das Regierungs-

präsidium Karlsruhe, zu erbringen. 

 

4.9.3 Die Bürgschaft ist von einem 

• in der Europäischen Gemeinschaft oder 

• in einem Staat der Vertragsparteien des Abkommens über den Europäischen Wirt-

schaftsraum oder 

• in einem Staat der Vertragsparteien des WTO-Abkommens über das öffentliche Be-

schaffungswesen 

zugelassenen Kreditinstitut oder Kreditversicherer zu stellen. 

 

Die Bürgschaftserklärung bedarf der Schriftform (§ 766 BGB); sie muss den Verzicht 

auf die Einreden der Anfechtbarkeit, der Aufrechenbarkeit und der Vorausklage (§§ 

770, 771 BGB) enthalten. Ebenfalls soll aufgeführt werden, dass für das Bürgschafts-

verhältnis ausschließlich deutsches Recht maßgebend und der Gerichtsstand, soweit 

rechtlich zulässig, Karlsruhe ist. 

 

4.9.4 Die Bürgschaftsurkunde ist im Original beim Regierungspräsidium Karlsruhe, Schloss-

platz 1-3, 76131 Karlsruhe, zu hinterlegen. 

 

4.9.5 Ein Betreiberwechsel ist dem Regierungspräsidium Karlsruhe mindestens zwei Wo-

chen vorher anzuzeigen. Im Falle des Übergangs der Anlage auf einen neuen Betreiber 
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darf dieser den Betrieb der Anlage erst aufnehmen, nachdem er selbst die erforderli-

che Sicherheit entsprechend den obenstehenden Vorgaben beim Regierungspräsi-

dium Karlsruhe hinterlegt hat. 

 

4.9.6 Die Bürgschaftsurkunde wird zurückgegeben, wenn die Betreiberpflichten nach § 5 

Abs. 3 BImSchG erfüllt sind oder im Falle eines Betreiberwechsels der neue Betreiber 

die erforderliche Sicherheit erbracht hat. 

 

4.9.7 Die Genehmigungsbehörde behält sich vor, die Höhe der Sicherheitsleistung bei Be-

darf anzupassen. Ein Anpassungsbedarf kann sich insbesondere daraus ergeben, 

 

• dass sich die marktüblichen Entsorgungspreise für die in der Anlage zugelassenen 

Abfälle wesentlich ändern oder 

• dass sich die Kapazität der Anlage oder die Qualität der in der Anlage zugelasse-

nen Abfälle erheblich ändern (durch ein immissionsschutzrechtliches Anzeige- 

oder Genehmigungsverfahren). 

 

 

5. Begründung 

 

5.1 Antragsgegenstand 

 

Mit Antrag vom 07. Juli 2025, zuletzt geändert mit Schreiben vom 23. Juli 2025, beantragt die 

ALBA Nordbaden GmbH auf dem Betriebsgrundstück Südbeckenstraße 19a in Karlsruhe die 

wesentliche Änderung der Errichtung und des Betriebs einer Anlage zur Lagerung und Be-

handlung von gefährlichen und nicht gefährlichen Abfällen, insbesondere künstlichen Mineral-

fasern (KMF). 

 

5.2 Verfahren und Zuständigkeit 

 

Mit dem beantragten Vorhaben wird der Charakter der bestehenden Sortieranlage für wert-

stoffreiche Abfälle geändert, da erstmals gefährliche Abfälle gelagert und behandelt, die La-

germengen an Abfällen verdreifacht und das Betriebsgelände umstrukturiert werden sollen. 
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Daher war ein immissionsschutzrechtliches Genehmigungsverfahren für eine Änderungsge-

nehmigung durchzuführen. Das Vorhaben bedarf einer Genehmigung nach § 16 BImSchG in 

Verbindung mit den §§ 1 und 2 der Vierten Verordnung zur Durch-führung des BImSchG (4. 

BImSchV) und den Nummern: 8.11.2.1 (G,E), 8.12.1.1 (G,E), 8.11.2.4, 8.12.2 (V) des Anhangs 1 der 4. 

BImSchV. 

 

Das Genehmigungsverfahren wurde gemäß § 10 BImSchG als förmliches Verfahren mit Öffent-

lichkeitsbeteiligung durchgeführt. 

 

Gemäß § 10 Abs. 5 BImSchG wurden folgende Behörden und Träger öffentlicher Belange am 

Verfahren beteiligt: 

 

•  Stadt Karlsruhe, Bereiche:  

o Bauordnungsamt,  

o vorbeugender Brandschutz,  

o Tiefbauamt,  

o untere Naturschutzbehörde,  

o untere Wasserbehörde 

 

• Karlsruher Versorgungs- Verkehrs- und Hafen GmbH, Geschäftsbereich Rheinhäfen. 

 

Die Beteiligung erfolgte am 07. Juli 2025. 

Das Vorhaben wurde am 10. Oktober 2025 auf der Homepage des Regierungspräsidiums Karls-

ruhe sowie im Staatsanzeiger Baden-Württemberg öffentlich bekannt gemacht. 

 

Der Genehmigungsantrag mit den zugehörigen Unterlagen sowie den entscheidungserhebli-

chen Berichten und Empfehlungen, die dem Regierungspräsidium zum Zeitpunkt der Bekannt-

machung vorlagen, lagen vom 10.10.2025 bis einschließlich 10.11.2025 beim Regierungspräsi-

dium Karlsruhe Homepage zur Einsichtnahme aus. 

 

Die gesetzliche Einwendungsfrist begann am Montag, den 10.11.2025 und endete am Dienstag, 

den 09.12.2025. 
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Es wurden keine Einwendungen erhoben, die einer öffentlichen Erörterung bedurften. Der ge-

plante Erörterungstermin wurde daher abgesagt und diese Entscheidung am 15.12.2025 auf der 

Homepage des Regierungspräsidiums Karlsruhe veröffentlicht. 

 

Die immissionsschutzrechtliche Zuständigkeit des Regierungspräsidiums Karlsruhe ergibt sich 

aus §§ 1 Abs. 1 und 2, 2 Abs. 1 Nr. 1a) der Verordnung der Landesregierung, des Umweltministeri-

ums und des Verkehrsministeriums über Zuständigkeiten für Angelegenheiten des Immissions-

schutzes (Immissionsschutz-Zuständigkeitsverordnung – ImSchZuVO). 

 

Die wasserrechtliche Zuständigkeit des Regierungspräsidiums Karlsruhe ergibt sich aus § 80 

Abs. 2 Nr. 2 und § 82 Abs. 2 Nr. 2 a WG. 

 

5.3 Materielle Genehmigungsfähigkeit 

 

Die beantragte immissionsschutzrechtliche Genehmigung ist zu erteilen, da sichergestellt ist, 

dass die sich aus § 5 BImSchG und einer auf Grund des § 7 BImSchG erlassenen Rechtsverord-

nung ergebenden Pflichten erfüllt werden und andere öffentlich-rechtliche Vorschriften und 

Belange des Arbeitsschutzes der Errichtung und dem Be-trieb der Anlage nicht entgegenste-

hen (§ 6 Abs. 1 BImSchG). 

 

§ 5 Abs. 1 BImSchG setzt voraus, dass:  

 

• schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile und er-

hebliche Belästigungen für die Allgemeinheit und die Nachbarschaft nicht hervorgeru-

fen werden können (§ 5 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG); 

 

• Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche 

Nachteile und erhebliche Belästigungen getroffen wird, insbesondere durch die dem 

Stand der Technik entsprechenden Maßnahmen (§ 5 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG); 
 

• Abfälle vermieden, nicht zu vermeidende Abfälle verwertet und nicht zu verwertende 

Abfälle ohne Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit beseitigt werden (§ 5 Abs. 1 

Nr. 3 BImSchG) und 
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• Energie sparsam und effizient verwendet wird (§ 5 Abs. 1 Nr. 4 BImSchG).  
 

Dem Genehmigungsantrag konnte unter den in Nr. 4 dieses Bescheides festgelegten Nebenbe-

stimmungen stattgegeben werden. Die Nebenbestimmungen sind erforderlich, um die Erfül-

lung der in § 6 BImSchG genannten Genehmigungsvoraussetzungen sicherzustellen. 

 

Die Einhaltung der Pflichten und der sonstigen öffentlich-rechtlichen Vorschriften ergibt sich 

im Einzelnen aus den im Folgenden dargelegten Punkten. 

 

5.3.1 Luftreinhaltung 

 

Das plausible Ergebnis der Staubimmissionsprognose von 

 vom 22. November 2024 zeigt, dass 

durch die geplanten Tätigkeiten auf dem Betriebsgelände die Immissions-Jahreswerte 

nach Nr. 4.7 TA Luft für Partikel PM10, PM2,5 und Staubniederschlag sowie die Staub-

inhalts-stoffe an allen Immissionspunkten in der Umgebung unter Voraussetzung der 

Einbeziehung der im Gutachten genannten Maßnahmen sicher eingehalten werden. 

Die zu-lässige Überschreitungshäufigkeit des Tagesmittelwertes von 35 Tagen im Jahr 

für Partikel PM 10 wird ebenfalls an allen Immissionspunkten sicher eingehalten. Die in 

der Staubimmissionsprognose enthaltenen Staubminderungsmaßnahmen wurden als 

Nebenstimmungen in diese Genehmigung aufgenommen. 

 

Relevante schädliche Umwelteinwirkungen und damit eine Gefährdung der menschli-

chen Gesundheit oder erhebliche Belästigungen nach Nr. 4.1 TA Luft sind nicht zu er-

warten. 

 

Es wurden strengere Grenzwerte für Gesamtstaub und für Gesamtkohlenstoff bei der 

Abluftanlage der Halle wegen Verzicht auf einen Schornstein festgesetzt. 

 

Die Festsetzung strengerer Emissionsgrenzwerte im Vergleich zu den Grenzwerten 

nach Nr. 5.4.8.11.2 der TA Luft ist im vorliegenden Fall notwendig, da auf eine Ableitung 

der Abgase aus der Abluftanlage von Halle, gemäß den Anforderungen der Nr. 5.5.2 TA 
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Luft, über einen Schornstein durch die Antragstellerin verzichtet wird. Die mit der Ne-

benbestimmung Nr. 4.2.1 festgesetzten Grenzwert sollen sicherstellen, dass in Verbin-

dung mit dem genehmigten maximalen Volumenstrom von 40.000 m³/h und den ge-

nehmigten Inhaltsstoffgehalten des in der Halle gelagerten und behandelten Materi-

als, nur solche Massenströme resultieren können, welche nicht mehr als 10 % des Wer-

tes betragen, ab welchem ein Kamin gemäß den Vorgaben der Nr. 5.5.3 TA Luft zu er-

richten ist. 

 

In seiner Stellungnahme vom 22. November 2024 komm

 welches auch die Staubemissions- und 

Immissionsprognose erstellt hat, zu dem Schluss, dass dieses Kriterium hinreichend 

ist, um den Verzicht auf einen Kamin zu legitimieren. Diese Bewertung wird seitens der 

Genehmigungsbehörde geteilt. 

Mit Nebenbestimmung Nr. 4.2.2 wurde festgelegt, dass die Einhaltung der Grenzwerte 

erstmals drei bis sechs Monate nach Inbetriebnahme und dann regelmäßig halbjähr-

lich durch eine geeignete Kontrollmessung von einer nach § 29 b BImSchG bekannt-

gegebene Stelle nachzuweisen ist.  

 

 

 

5.3.2 Lärmschutz 

 

Die Antragsunterlagen enthalten eine schalltechnische Untersuchung 

, vom 22. November 2024. 

Diese kommt zu dem Ergebnis, dass bei Einhaltung der als Nebenbestimmungen Nr. 

4.2.7 bis 4.2.11 festgelegten Schallschutzmaßnahmen an allen maßgeblichen Immissi-

onsorten die Zusatzbelastung der Anlage die Immissionsrichtwerte um mindestens 6 

dB (A) unterschreitet und daher gemäß TA Lärm, Nr. 3.2.1, 2. Absatz als nicht relevant 

angesehen werden kann. Der Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Ge-

räusche (§ 5 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG) ist vorbehaltlich der vorgenannten Irrelevanz der 

Zusatzbelastung sichergestellt. Dieser Bewertung kann seitens der Behörde gefolgt 



 

 

Seite 51 von 72 

werden, da die Anforderungen der TA Lärm eingehalten werden und somit die Zuläs-

sigkeit des Vorhabens aus schallschutzrechtlicher Sicht gegeben ist. 

 

5.3.3 Abfallvermeidung, Abfallverwertung, Abfallbeseitigung 

 

Die abfallrechtlich einzuhaltenden Anforderungen ergeben sich vorwiegend aus den 

Vorgaben des Kreislaufwirtschaftsgesetztes (KrWG) und den dazugehörigen Verord-

nungen. Die entsprechenden Nebenbestimmungen stellen sicher, dass die Anforderun-

gen des Abfallrechts eingehalten werden. Insbesondere ist der ordnungsgemäße Um-

gang mit Abfällen nach § 5 Abs. 1 Nr. 3 BImSchG und eine ordnungsgemäße Verwer-

tung bzw. Entsorgung der Abfälle ohne Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit 

gewährleistet. 

 

Weitere Nebenbestimmungen sind insoweit aufgrund der direkten und unmittelbaren 

Wirkung der Vorgaben des Abfallrechts nicht erforderlich. 

 

5.3.4 Energieeffizienz 

 

Nach § 5 Abs. 1 Nr. 4 BImSchG sind genehmigungsbedürftige Anlagen so zu errichten 

und zu betreiben, dass Energie sparsam und effizient verwendet wird. 

 

Energieintensive Prozesse oder Anlagen werden nicht betrieben. 

 

5.3.5 Umweltverträglichkeit 

 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 

 

Nach den Vorschriften des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

besteht für ein Vorhaben, das in Anlage 1 Spalte 1 dieses Gesetzes mit dem Buchsta-

ben „X“ gekennzeichnet ist, (nur) dann die UVP-Pflicht, wenn die zur Bestimmung der 

Art des Vorhabens genannten Merkmale bzw. Größen- oder Leistungswerte vorliegen. 

Entsprechendes gilt für die Pflicht, eine allgemeine oder standortbezogene Vorprüfung 

durchzuführen; insofern muss das Vorhaben dort in Spalte 2 mit dem Buchstaben „A“ 
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oder „S“ gekennzeichnet sein. Im vorliegenden Falle fällt das Vorhaben unter die Num-

mer 8.7.2.1 („A“ in Spalte 2) der Anlage 1 zum UVPG aufgrund der Zwischenlagerung 

. Demnach 

ist nach § 7 UVPG für die geplante Anlage eine allgemeine Vorprüfung zur Feststellung 

der UVP-Pflicht durchzuführen. Die allgemeine Vorprüfung wird als überschlägige Prü-

fung unter Berücksichtigung der in Anlage 3 UVPG aufgeführten Kriterien durchge-

führt. Die UVP-Pflicht besteht, wenn das Neuvorhaben nach Einschätzung der zustän-

digen Behörde erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 25 

Absatz 2 UVPG bei der Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wären. 

 

Zur Vorbereitung der Vorprüfung ist der Vorhabenträger nach § 7 Abs. 4 UVPG ver-

pflichtet, der zuständigen Behörde geeignete Angaben nach Anlage 2 UVPG zu den 

Merkmalen des Neuvorhabens und des Standorts sowie zu den möglichen erheblichen 

Umweltauswirkungen des Neuvorhabens zu übermitteln. 

 

Der vorliegende Bericht wurde im Auftrag der ALBA Nordbaden GmbH erstellt und 

stellt die wesentlichen Angaben nach Anlage 2 UVPG zu den Merkmalen des Neuvor-

habens und des Standorts sowie zu den möglichen erheblichen Umweltauswirkungen 

des Neuvorhabens zusammen. Der Bericht „Allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls ge-

mäß §§ 6 bis 14 UVPG“  

r vom Juli 2025 kommt zu dem Ergebnis, dass in Hinblick auf alle be-

trachteten Schutzgüter und Schutzkriterien aufgrund der großen Abstände von 

Schutzgebieten zum Vorhaben und der mit dem Vorhaben einhergehenden nur gerin-

gen Auswirkungen der Luftschadstoff- und Schallemissionen vorhabenbedingt keine 

erheblich nachteiligen Auswirkungen in Hinblick auf die verschiedenen Wirkpfade des 

Vorhabens auf die Schutzgüter ergeben. Insgesamt ist kein Bedarf an weiteren Unter-

suchungen und kein Anhaltspunkt für mögliche erhebliche nachteilige Umweltauswir-

kungen des Vorhabens sowie die Erstellung einer UVP zu erkennen. 
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5.3.6 Anlagensicherheit 

 

Aufgrund der Gefährlichkeitsmerkmale (Gruppe H, P, E, O) der geplanten Mengen an 

gefährlichen Abfällen handelt es sich bei der Anlage zum Zwischenlager für minerali-

sche Abfälle um einen Betriebsbereich der oberen Klasse mit erweiterten Pflichten ge-

mäß der zwölften Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgeset-

zes (Störfall-Verordnung – 12. BImSchV). 

 

Der Betreiber hat nach § 3 der Störfallverordnung die nach Art und Ausmaß der mögli-

chen Gefahren erforderlichen Vorkehrungen zu treffen, um Störfälle zu verhindern und 

vorbeugend Maßnahmen zu treffen, um die Auswirkungen von Störfällen so gering wie 

möglich zu halten. Die Beschaffenheit und der Betrieb des Betriebsbereichs müssen 

dem Stand der Sicherheitstechnik entsprechen. 

 

Die allgemeinen Betreiberpflichten sind im Entwurf des Sicherheitsberichts betrachtet 

und berücksichtigt worden. Anhand einer Gefahrenanalyse hat die Antragstellerin 

technische und organisatorische Maßnahmen abgeleitet, um betriebliche Gefahren-

quellen und umgebungsbedingte Gefahrenquellen sowie den Eingriff Unbefugter ver-

nünftigerweise ausschließen zu können. Dabei wurde der Stand der Sicherheitstechnik 

berücksichtigt. 

 

5.3.7 Wasserrecht 

 

Indirekteinleitung nach § 58 Abs. 1 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 

 

Gemäß § 58 Abs. 1 WHG bedarf die Einleitung von Abwasser in die öffentlichen Ab-

wasseranlagen (Indirekteinleitung) einer Genehmigung, soweit an das Abwasser in der 

Abwasserverordnung Anforderungen für den Ort des Anfalls des Abwassers oder vor 

seiner Vermischung festgelegt sind. Im Anlagenbetrieb fallen lediglich haushaltsübli-

che Abwässer durch die Nutzung von Waschräumen, Toiletten und Aufenthaltsräumen 

an. Diese werden der öffentlichen Kläranlage zugeführt. 
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Das Tiefbauamt der Stadt Karlsruhe wurde im Verfahren gehört und hat keine Beden-

ken gegen die Indirekteinleitung der Abwässer geäußert. Die Genehmigung konnte so-

mit erteilt werden. 

 

Wasserrechtliche Genehmigung gemäß § 48 WG 

 

Gemäß § 48 Abs. WG bedürfen der Bau und der Betrieb von Abwasseranlagen, die 

nicht unter § 60 Abs. 3 WHG fallen, einer wasserrechtlichen Genehmigung. 

 

Auf dem antragsgegenständlichen Grundstück wird das Niederschlagswasser sämtli-

cher Dachflächen ohne eine Vorbehandlung in das Rheinhafenbecken 4 eingeleitet, 

das Niederschlagswasser der Betriebsflächen und das Schmutzwasser in die öffentli-

che Kanalisation. Für die Einleitung des Niederschlagswassers in das Rheinhafenbe-

cken besteht eine wasserrechtliche Erlaubnis. Es wurde geprüft, ob diese zu ändern ist: 

es ist keine Änderung notwendig, da weder die Materialien der Dacheindeckung geän-

dert werden, noch sich eine Erhöhung der Staubbelastung durch die Änderung des 

Anlagenbetriebs ergibt (da entsprechende Maßnahmen laut Antragsunterlagen ergrif-

fen werden). Für die Betriebsflächen wurde im Rahmen einer gutachterlichen Stellung-

nahme geprüft, ob für die beantragten Nutzungen die Anforderungen des anlagenbe-

zogenen Gewässerschutzes (WHG, AwSV) inklusive der Löschwasserrückhaltung mit 

den derzeitigen Einrichtungen und Vorkehrungen eingehalten sind: Laut Stellung-

nahme sind keine weiteren Schutzmaßnahmen zu ergreifen. 

 

Die bestehenden wasserrechtlichen Zulassungen für das Grundstück, einschließlich 

der Entwässerungsgenehmigung für die Firma Alba (Stadt Karlsruhe, Aktenzeichen 

WS-249 vom 31.10.1994) und der Erlaubnis zur Ableitung von Niederschlagswasser 

von Dachflächen ins Hafenbecken (Stadt Karlsruhe, Aktenzeichen FR692.14 vom 

08.08.2007), bleiben von der aktuellen Maßnahme unberührt und behalten ihre Gültig-

keit. 
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Umgang mit wassergefährdenden Stoffen/Eignungsfeststellung 

 

Gemäß § 62 Abs. 1 Satz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) müssen Anlagen zum 

Lagern wassergefährdender Stoffe so beschaffen sein und so errichtet, unterhalten, 

betrieben und stillgelegt werden, dass eine nachteilige Veränderung der Eigenschaf-

ten von Gewässern nicht zu besorgen ist. 

 

Nach § 63 WHG dürfen Anlagen zum Lagern, Abfüllen oder Umschlagen nur errichtet, 

betrieben und wesentlich geändert werden, wenn ihre Eignung von der zuständigen 

Behörde festgestellt worden ist. 

 

In der „wasserrechtlichen Stellungnahme für die wesentliche Änderung der Anlage im 

Rahmen des Genehmigungsverfahrens gemäß § 16 BImSchG“ vom 07.02.2025, erstellt 

durch einen Sachverständigen, wird dargelegt, dass unter Beachtung beschriebenen 

Empfehlungen des Gutachtens die Anforderungen der AwSV als eingehalten angese-

hen werden können. 

 

Der Standort liegt im geschützten Bereich HQ100GB sowie im Ausbreitungsgebiet des 

Hochwassers bis zum extremen Hochwasserstand HQextrem. Bei größeren als 100-

jährlichen Hochwasserereignissen kann es durch Überströmen oder durch technisches 

Versagen des Hochwasserdammes zu Überflutungen kommen. Durch hochwasseran-

gepasste betriebliche Nutzungen bzw. Betriebsweisen oder kleine bauliche Maßnah-

men (wie Aufständern von Lagerungsboxen) können mögliche spätere Schäden ver-

mindert werden. 

 

Die Eignung der Maßnahmen kann festgestellt und die Eignungsfeststellung erteilt 

werden. 

 

Wasserentnahme 

 

Es wird keine Wasserentnahme beantragt oder durchgeführt. 
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5.3.8 Bodenschutz 

 

Ausgangszustandsbericht 

 

Die Vorlage eines Berichts über den Ausgangszustand ist gemäß §§ 10 Abs. 1a, 3 Abs. 9 

BImSchG i. V. m. Art. 3 der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 über die Einstufung, Kenn-

zeichnung und Verpackung von Stoffen und Gemischen (CLP-Verordnung) hinsicht-

lich des Abfalls nicht erforderlich. Hinsichtlich der relevant gefährlichen Stoffe ist die 

Möglichkeit der Verschmutzung ausgeschlossen (§ 10 Abs. 1a S. 2 BImSchG), da die 

Lagerung auf einer AwSV-Fläche erfolgt. 

 

5.3.9 Naturschutz 

 

Für das Vorhaben wurde eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls nach den §§ 6 bis 

14 UVPG in Verbindung mit Anlage 1 Nr. 8.12.1.1 und Anlage 3 des UVPG durchgeführt. 

Im Rahmen der Prüfung wurde festgestellt, dass für das beantragte Vorhaben keine 

Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. Das Vorhaben 

kann nach Einschätzung der Behörde aufgrund überschlägiger Prüfung unter Berück-

sichtigung der in den Nummern 1 – 3 der Anlage 3 des UVPG aufgeführten Kriterien 

keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen haben, die nach § 25 UVPG zu 

berücksichtigen wären. 

 

Die untere Naturschutzbehörde der Stadt Karlsruhe, die am Verfahren beteiligt wurde, 

teilt diese Einschätzung. Sie geht davon aus, dass keine erheblichen Beeinträchtigun-

gen für den Naturhaushalt oder das Landschaftsbild zu erwarten sind und dass keine 

Konflikte mit den artenschutzrechtlichen Verbotstatbeständen vorliegen. Da die Na-

turschutzbehörde keine Bedenken gegen das Vorhaben hat, schließt sich die Geneh-

migungsbehörde dieser Wertung an. 
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5.3.10 Arbeitsschutz 

 

Die einzuhaltenden arbeitsschutzrechtlichen Anforderungen ergeben sich vorwiegend 

aus den Vorgaben des Arbeitsschutzgesetzes (ArbSchG) sowie den dazugehörigen 

Verordnungen. 

 

Die Anlagenbetreiberin hat im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung die Arbeitsplätze 

ihrer Beschäftigten zu überprüfen, die erforderlichen Arbeitsschutzmaßnahmen fest-

zulegen und deren Umsetzung sicherzustellen. 

 

Über die in Nr. 4.6 festgesetzten Nebenbestimmungen hinaus sind aufgrund der direk-

ten und unmittelbaren Wirkung der Vorgaben des Arbeitsschutzrechts weitere Rege-

lungen in der Anlagengenehmigung nicht erforderlich. 

 

5.3.11 Sicherheitsleistung 

 

Nach § 12 Abs. 1 Satz 2 BImSchG soll zur Sicherstellung der Anforderungen nach § 5 

Abs. 3 BImSchG bei Abfallentsorgungsanlagen eine Sicherheitsleistung auferlegt wer-

den. Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens wurde die Sicherheitsleistung auf 

 Euro festgesetzt. 

 

Maßgeblich für die Höhe der Sicherheitsleistung sind die voraussichtlichen Kosten der 

Entsorgung der maximal zulässigen Menge an gelagerten bzw. im Behandlungspro-

zess befindlichen Abfällen, denn der konkrete Umfang der bei einer möglichen Be-

triebseinstellung auf dem Betriebsgrundstück zu entsorgende Abfälle ist nicht vorher-

sehbar (vgl. hierzu das o. a. Urteil des BVerwG vom 13. März 2008). Die Erfahrung hat 

bestätigt, dass gerade in den Fällen, in denen ein Betreiber nicht mehr willens oder in 

der Lage war, selbst eine ordnungsgemäße Entsorgung der in der Anlage vorhandenen 

Abfälle durchzuführen, in der letzten Phase des Betriebs die vorhandene Lagerkapazi-

tät häufig voll ausgeschöpft oder sogar überschritten wurde. 
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Die Entsorgungskosten berechnen sich als Produkt aus der nach der Genehmigung 

maximal zulässigen Lager- bzw. Behandlungsmenge für jede einzelne Abfallart in Ton-

nen multipliziert mit einem durchschnittlichen Entsorgungspreis je Tonne der betref-

fenden Abfallart. Abfälle mit positivem Marktwert bleiben in diesem Zusammenhang 

unberücksichtigt, wobei allerdings auch keine saldierende Aufrechnung möglicher Er-

löse aus deren Verkauf erfolgen darf. Gerade im Falle einer drohenden Insolvenz ist da-

von auszugehen, dass zum Zeitpunkt der Verwirklichung dieses Risikos sämtliche 

Möglichkeiten zur Aufrechterhaltung der Liquidität des Betriebs bereits ausgeschöpft 

sind, wozu auch der gewinnbringende Verkauf von Abfällen mit positivem Marktwert 

gehört. 

 

Für die jeweils zu betrachtenden Abfälle müssen realistische Entsorgungskosten am 

Markt bei der Bemessung der Höhe der Sicherheitsleistung zu Grunde gelegt werden. 

 

Da deren künftige Entwicklung zum Zeitpunkt dieser Anordnung nicht sicher prognos-

tizierbar ist, muss im Zweifel ein konservativer Ansatz auf der Grundlage aktueller Ent-

sorgungskosten für die betreffenden Abfallarten gewählt werden. Insbesondere ver-

bietet es sich im Hinblick auf Sinn und Zweck der Sicherheitsleistung, lediglich aktuell 

sehr günstige Entsorgungspreise anzusetzen, da deren dauerhafter Bestand nicht ge-

sichert erscheint. 

 

Analyse-, Umschlag-, Transportkosten und Unvorhergesehenes werden als Zuschlag 

berücksichtigt. Das Bundesverwaltungsgericht hat in seinem Urteil vom 13. März 2008 

einen derartigen Zuschlag in Höhe von 15 % ausdrücklich gebilligt. 

 

Die Höhe der Sicherheitsleistung ergibt sich gemäß der maximalen Lagermenge je Ab-

fallart nach Nebenbestimmung 4.10 und den entsprechenden Entsorgungskosten (sie-

he Anlage 1) wie folgt: 
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Stoff-
gruppe 

Bezeichnung  
der Stoffgruppe 

max. Lager-
menge  

laut Genehmi-
gung [to] 

Entsor-
gungs-
kosten   

[€ / to] 

Sicherheits-
leistung  

inkl USt. 

1.1 Hölzer gefährlicher Abfall (g. A.)     

1.2 Hölzer nicht gefährlicher Abfall 
(n. g. A.)  

   

2.1 Bodenaushub (g. A.)     

2.2 Bodenaushub einschl. Straßen-
kehricht & Sandfangrückstände 

(n. g. A.) 

   

3 gemischte Abfälle     

4 Papier Pappe     

5 teerhaltiger Straßenaufbruch, 
Dachpappe  

   

6 Abfälle aus thermischen und me-
chanischen Prozessen  

   

7.1 Mineralische Bau- und Abbruch-
abfälle, g. A.  

   

7.2 Mineralische Bau- und Abbruch-
abfälle, bituminöser Straßenauf-

bruch n. g. A.  

0     

    

    

8.1 Künstliche Mineralfasern (KMF) 
n. g. A. 5) 

   

8.2 Künstliche Mineralfasern (KMF) 
n. g. A. 5) 

   

9 Asbest     

10.1 Strahlmittel, Hon- und Schleif-
mittel, Schlämme, Stäube g. A.  

   

10.2 Strahlmittel, Hon- und Schleif-
mittel, Schlämme, Stäube n. g. A.  

   

11 Gießereialtsande     

12 Schlacken     

13 Kunststoff, Gummi    365,60 € 
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14 Schrott    15.920,00 € 

  
  
  

Summe  
  
  

Summe zzgl. 15% (abgerundet) 4.651.081,00 € 

 

 

Dieser Berechnung liegen die von der Antragstellerin genannten Entsorgungspreise zu 

Grunde, die die Genehmigungsbehörde mit eigenen Erkenntnissen und Daten der Lan-

desanstalt für Umwelt, Messungen und Naturschutz Baden-Württemberg abgeglichen 

hat. 

 

Das öffentliche Interesse an der Festsetzung der Sicherheitsleistung in dieser Höhe 

überwiegt das private Interesse an der Festsetzung einer möglichst geringen Sicher-

heitsleistung. Nur durch eine Sicherheitsleistung in dieser Höhe ist gewährleistet, dass 

die Kosten der Abfallentsorgung und der Herstellung ordnungsgemäßer Zustände des 

Betriebsgeländes nach einer Betriebseinstellung nicht zu Lasten der öffentlichen 

Hand gehen. 

 

In Nr. 4.10.7 dieser Genehmigung ist die Möglichkeit einer Anpassung der Sicherheits-

leistung für den Fall vorgesehen, dass diese aufgrund von Preisentwicklungen gebo-

ten erscheint. Eine Neubewertung der Höhe der Sicherheitsleistung kann auch auf-

grund einer anzeige- oder genehmigungspflichtigen Änderung des Anlagenbetriebs 

erforderlich werden, wenn sich die Änderung auf die Kapazität der Anlage oder die 

Qualität der in ihr zugelassenen Abfälle bezieht. 

 

Entscheidende Kriterien bei der Auswahl der Art der Sicherheitsleistung – in Ausübung 

des Auswahlermessenes zur Art des Sicherungsmittels – sind Insolvenzfestigkeit und 

administrative Praktikabilität. Das Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirt-

schaft Baden-Württemberg und die Regierungspräsidien von Baden-Württemberg sind 

sich einig, dass im Regelfall als Sicherheitsleistung eine selbstschuldnerische Bank-

bürgschaft in Betracht kommt. 
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Gründe, im vorliegenden Fall eine andere Form der Sicherheitsleistung zu verlangen 

oder zu akzeptieren, sind weder vorgetragen noch ersichtlich. 

 

Die Bürgschaftsurkunde wird im Falle der endgültigen Stilllegung der Anlage zurück-

gegeben, nachdem sich die zuständige Behörde, derzeit das Regierungspräsidium 

Karlsruhe, im Rahmen einer Kontrolle vor Ort und eventuell durch Auswertung weiterer 

Unterlagen davon überzeugt hat, dass die Anlage entsprechend den Vorgaben des § 5 

Abs. 3 BImSchG ordnungsgemäß stillgelegt wurde, insbesondere alle vorhandenen 

Abfälle ordnungsgemäß entsorgt wurden. 
  



 

 

Seite 62 von 72 

6. Gebührenentscheidung 

 

Die Gebührenentscheidung beruht auf den §§ 1, 3, 4, 5, 7 und 12 Abs. 1 des Landesgebührenge-

setzes (LGebG) sowie der Gebührenverordnung des Umweltministeriums (GebVO UM) und der 

Anmerkung (2) zu Nr. 8 des Gebührenverzeichnisses hierzu (GebVerz UM). 

Für die Entscheidungen wird eine Gebühr in Höhe von  € festgesetzt. 

 

Der Gebührenrechnung liegen folgende Kosten zugrunde: 

 

Gesamtinvestitionskosten         

 

davon Baukosten          

 

Die Gebühr nach den Investitionskosten errechnet sich wie folgt: 

 

Investitionskosten gemäß Anzeige:  

Gebühr nach Nr. 8.1.1 des Gebührenverzeichnisses: 

0,5 % der Investitionskosten, mindestens 5600  
 

Nr. 8.8.2 des Gebührenverzeichnisses: 

Gebühr, wenn Vorprüfung des Einzelfalls nach § 1 Abs. 2 S. 1 9. BIm-

SchV i.V.m. § 7 UVPG oder § 7 UVPG i.V.m. § 9 Abs. 4 UVPG ergibt, 

dass keine UVP durchzuführen ist, 125 % der Gebühr nach Nr. 8.1 bis 

8.6, mind. 500 €: 
 

 

 

 

Eignungsfeststellung nach § 63 Abs. 1 Satz 1 WHG gem. 13.6.1 des Ge-

bührenverzeichnisses UM 

 

Baugenehmigung, Gebühr gemäß Nr. 13.1.1 des GebVerz MLW 

(0,4 % der Baukosten von 600.000, - €)) 

 

Gesamtkosten:  
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Die Gebühr beträgt damit insgesamt  

 

Gebühren und Auslagen werden nach § 18 LGebG mit der Bekanntgabe der Entscheidung zur 

Zahlung fällig. Wird die Gebühr nicht innerhalb eines Monats nach Fälligkeit entrichtet, so ist 

für jeden angefangenen Monat der Säumnis ein Säumniszuschlag von 1 v. H. des rückständigen 

Betrages zu entrichten (§ 20 LGebG). 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Gebührenentscheidung nach § 80 Abs. 2 Ziff. 1 der Ver-

waltungsgerichtsordnung kraft Gesetzes sofort vollziehbar ist. Widerspruch und Anfechtungs-

klage haben demnach keine aufschiebende Wirkung gegenüber der Gebührenfestsetzung und 

zwar auch dann nicht, wenn diese Wirkung gegenüber der Sachentscheidung eintritt. 

 

Bitte leisten Sie Zahlungen ausschließlich an die Landesoberkasse Baden-Württemberg, BW-

Bank Karlsruhe, IBAN: DE02 6005 0101 7495 5301 02,  

 

BIC: SOLADEST600 und geben Sie als Verwendungszweck das oben angeführte Kassenzei-

chen an. 

 

 

7. Rechtsbehelfsbelehrung 

 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe bei dem Verwaltungs-

gericht Karlsruhe Klage erhoben werden. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Anlage 

Ordner mit den gesiegelten Antragsunterlagen (1-fach, wird getrennt versandt) 
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Informationen zum Schutz personenbezogener Daten finden Sie auf unserer Internetseite unter 
https://rp.baden-wuerttemberg.de/datenschutzerklaerungen-der-regierungspraesidien-b-w/ 
Auf Wunsch werden diese Informationen in Papierform versandt. 

  

https://rp.baden-wuerttemberg.de/datenschutzerklaerungen-der-regierungspraesidien-b-w/


 

 

Seite 65 von 72 

Anlage 1: Entsorgungskosten je Abfallschlüssel 

 

(Quelle: Landesanstalt für Umwelt Baden-Württemberg, Karlsruhe (Stand 29.10.2025) 

 

Nr. Abfallgruppe ASN-AVV Abfallbezeichnung Median-Entsor-
gungskosten 

max.  
Lager-
menge 

1.1 Hölzer gefährlicher 
Abfall (g. A.)  17 02 04*  

Glas, Kunststoff und Holz, die gefährli-
chen Stoffe enthalten oder durch ge-
fährliche Stoffe verunreinigt sind  

96,01 € 
 

19 12 06*  Holz, das gefährliche Stoffe enthält  90,00 € 
1.2 Hölzer nicht ge-

fährlicher Abfall (n. 
g. A.)  

17 02 01  Holz (als Bau- und Abbruchabfall)  50,00 € 
 

19 12 07  Holz mit Ausnahme desjenigen, das 
unter 19 12 06 fällt  50,60 € 

2.1 Bodenaushub (g. 
A.)  01 05 06*  Bohrschlämme und andere Bohrab-

fälle, die gefährliche Stoffe enthalten  87,80 € 

 

  
17 05 03*  Boden und Steine, die gefährliche 

Stoffe enthalten  50,00 € 

  
17 05 05*  Baggergut, das gefährliche Stoffe ent-

hält  87,00 € 

  
19 03 06*  Als gefährlich eingestufte verfestige 

Abfälle  93,90 € 

  
19 13 01*  feste Abfälle aus der Sanierung von 

Böden, die gefährliche Stoffe enthalten  79,00 € 

2.2 Bodenaushub ein-
schl. Straßenkeh-
richt & Sandfang-
rückstände (n. g. 
A.) 

01 05 04  Schlämme und Abfälle aus Süßwas-
serbohrungen  60,30 € 

 

10 01 24  Sande aus der Wirbelschichtfeuerung  37,50 € 

15 02 03  

Aufsaug- und Filtermaterialien, Wisch-
tücher und Schutzkleidung mit Aus-
nahme derjenigen, die unter 15 02 02 
fallen (hier nur Kies-, oder Sandfilter)  

163,00 € 

17 05 04  Boden und Steine mit Ausnahme derje-
nigen, die unter 17 05 03 fallen  33,90 € 

17 05 06  Baggergut mit Ausnahme desjenigen, 
das unter 17 05 05 fällt  30,00 € 

19 03 07  verfestigte Abfälle mit Ausnahme derje-
nigen, die unter 19 03 06 fallen  63,30 € 

19 08 02  Sandfangrückstände  106,50 € 

19 13 02  
feste Abfälle aus der Sanierung von 
Böden mit Ausnahme derjenigen, die 
unter 19 13 01 fallen  

60,00 € 

20 02 02  Boden und Steine  32,90 € 
20 03 03  Straßenkehricht  95,20 € 
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3 gemischte Abfälle  
17 09 04  

gemischte Bau- und Abbruchabfälle mit 
Ausnahme derjenigen, die unter 17 09 
01, 17 09 02 und 17 09 03 fallen  

156,40 € 

 

19 02 03  
vorgemischte Abfälle, die ausschließ-
lich aus nicht gefährlichen Abfällen be-
stehen  

143,40 € 

19 08 01  Sieb- und Rechenrückstände  163,00 € 

19 12 10   brennbare Abfälle (Brennstoffe aus Ab-
fällen) -> LP19  130,00 € 

19 12 12  

sonstige Abfälle (einschließlich Materi-
almischungen) aus der mechanischen 
Behandlung von Abfällen mit Aus-
nahme derjenigen, die unter 19 12 11* 
fallen  

142,80 € 

4 Papier Pappe  15 01 01  Verpackungen aus Papier und Pappe  0,00 € 
 19 12 01  Papier und Pappe   0,00 € 

20 01 01  Papier und Pappe  0,00 € 
5 teerhaltiger Stra-

ßenaufbruch, 
Dachpappe  

17 03 01*  
kohlenteerhaltige Bitumengemische 
(wenn Dachpappe, dann nur Außen 
LP19)  

145,00 € 

 

17 03 03*  
Kohlenteer und teerhaltige Produkte 
(wenn Dachpappe, dann nur Außen 
LP19)  

208,00 € 

6 Abfälle aus thermi-
schen und mecha-
nischen Prozessen  

01 04 13  
Abfälle aus Steinmetz- und -sägearbei-
ten mit Ausnahme derjenigen, die unter 
01 04 07 fallen  

62,00 € 
 

10 01 99  Abfälle a. n. g.  71,50 € 
7.1 Mineralische Bau- 

und Abbruchab-
fälle, g. A.  

10 10 09*  Gießformen und -sande nach dem Gie-
ßen, die gefährliche Stoffe enthalten  121,10 € 

 

16 11 01*  

Auskleidungen und feuerfeste Materia-
lien auf Kohlenstoffbasis aus metallur-
gischen Prozessen, die gefährliche 
Stoffe enthalten  

90,00 € 

16 11 03*  

andere Auskleidungen und feuerfeste 
Materialien aus metallurgischen Pro-
zessen, die gefährliche Stoffe enthal-
ten  

72,00 € 

16 11 05*  
Auskleidungen und feuerfeste Materia-
lien aus nichtmetallurgischen Prozes-
sen, die gefährliche Stoffe enthalten  

63,40 € 

17 01 06*  
Gemische aus oder getrennte Fraktio-
nen von Beton, Ziegel, Fliesen und Ke-
ramik, die gefährliche Stoffe enthalten  

71,20 € 
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17 05 07*  Gleisschotter, der gefährliche Stoffe 
enthält  68,50 € 

17 08 01*  Baustoffe auf Gipsbasis, die durch ge-
fährliche Stoffe verunreinigt sind  80,00 € 

17 09 02*  

Bau- und Abbruchabfälle (nur Bau-
schutt <50ppm PCB), die PCB enthal-
ten (z.B. PCB-haltige Dichtungsmas-
sen, PCB-haltige Bodenbeläge auf 
Harzbasis, PCBhaltige Isoliervergla-
sungen, PCB-haltige Kondensatoren)   

121,40 € 

17 09 03*  
sonstige Bau- und Abbruchabfälle (ein-
schließlich gemischter Abfälle), die ge-
fährliche Stoffe enthalten  

207,70 € 

7.2 Mineralische Bau- 
und Abbruchab-
fälle, bituminöser 
Straßenaufbruch n. 
g. A.  

10 11 12  Glasabfall mit Ausnahme desjenigen, 
das unter 10 11 11* fällt  450,00 € 

 
 
 

 
 
 

10 12 08  
Abfälle aus Keramikerzeugnissen, Zie-
geln, Fliesen und Steinzeug (nach Bren-
nen)  

47,90 € 

15 02 03  

Aufsaug- und Filtermaterialien, Wisch-
tücher und Schutzkleidung mit Aus-
nahme derjenigen, die unter 15 02 02 
fallen (hier nur Kies-, oder Sandfilter)  

163,00 € 

16 01 20  Glas  17,50 € 

16 11 06  

Auskleidungen und feuerfeste Materia-
lien aus nichtmetallurgischen Prozes-
sen mit Ausnahme derjenigen, die un-
ter 16 11 05 fallen  

58,60 € 

16 03 04  anorganische Abfälle mit Ausnahme 
derjenigen, die unter 16 03 03 fallen  67,70 € 

16 03 06  organische Abfälle mit Ausnahme der-
jenigen, die unter 16 03 05 fallen  127,00 € 

16 11 02  

Auskleidungen und feuerfeste Materia-
lien auf Kohlenstoffbasis aus metallur-
gischen Prozessen mit Ausnahme der-
jenigen, die unter 16 11 01 fallen  

63,30 € 

16 11 04  

Auskleidungen und feuerfeste Materia-
lien aus metallurgischen Prozessen mit 
Ausnahme derjenigen, die unter 16 11 
03 fallen  

40,50 € 

17 01 01  Beton  28,00 € 
17 01 02  Ziegel  28,00 € 
17 01 03  Fliesen, Ziegel und Keramik  35,00 € 
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17 01 07  
Gemische aus Beton, Ziegeln, Fliesen 
und Keramik mit Ausnahme derjeni-
gen, die unter 17 01 06 fallen  

44,70 € 

17 02 02  Glas  45,00 € 

17 03 02  Bitumengemische mit Ausnahme derje-
nigen, die unter 17 03 01 fallen 58,00 € 

17 05 08  Gleisschotter mit Ausnahme desjeni-
gen, der unter 17 05 07 fällt  35,00 € 

17 08 02  Baustoffe auf Gipsbasis mit Ausnahme 
derjenigen, die unter 17 08 01 fallen  80,00 € 

8.1 Künstliche Mineral-
fasern (KMF) g. A.  17 06 03*  

anderes Dämmmaterial, das aus ge-
fährlichen Stoffen besteht oder solche 
Stoffe enthält  

380,00 €  

8.2 Künstliche Mineral-
fasern (KMF) n. g. 
A. 5) 17 06 04  

Dämmmaterial mit Ausnahme desjeni-
gen, das unter 17 06 01* und 17 06 03* 
fällt  

246,20 €  

9 Asbest  17 06 05*  asbesthaltige Baustoffe  200,00 €  
10.1 Strahlmittel, Hon- 

und Schleifmittel, 
Schlämme, Stäube 
g. A.  

06 02 01*  Calciumhydroxid  220,00 € 

 

06 05 02*  
Schlämme aus der betriebseigenen 
Abwasserbehandlung, die gefährliche 
Stoffe enthalten  

121,10 € 

07 01 10*  andere Filterkuchen, gebrauchte Auf-
saugmaterialien  162,50 € 

07 01 11*  
Schlämme aus der betriebseigenen 
Abwasserbehandlung, die gefährliche 
Stoffe enthalten  

121,10 € 

07 02 11*  
Schlämme aus der betriebseigenen 
Abwasserbehandlung, die gefährliche 
Stoffe enthalten  

121,10 € 

10 01 04*  Filterstäube und Kesselstaub aus 
Ölfeuerung  121,10 € 

10 01 14*  
Rost- und Kesselasche, Schlacken und 
Kesselstaub aus der Abfallmitverbren-
nung, die gefährliche Stoffe enthalten  

75,00 € 

10 01 16*  Filterstäube aus der Abfallmitverbren-
nung, die gefährliche Stoffe enthalten  103,30 € 

10 01 18*  Abfälle aus der Abgasbehandlung, die 
gefährliche Stoffe enthalten  107,30 € 

10 01 20*  
Schlämme aus der betriebseigenen 
Abwasserbehandlung, die gefährliche 
Stoffe enthalten  

82,90 € 
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10 02 07*  feste Abfälle aus der Abgasbehand-
lung, die gefährliche Stoffe enthalten  87,00 € 

10 03 19*  Filterstaub, der gefährliche Stoffe ent-
hält  121,10 € 

10 09 09*  Filterstaub, der gefährliche Stoffe ent-
hält  112,20 € 

10 11 19*  
feste Abfälle aus der betriebseigenen 
Abwasserbehandlung, die gefährliche 
Stoffe enthalten  

79,30 € 

10 12 09*  feste Abfälle aus der Abgasbehand-
lung, die gefährliche Stoffe enthalten  78,00 € 

11 01 08*  Phosphatierschlämme  150,00 € 

11 01 09*  Schlämme und Filterkuchen, die ge-
fährliche Stoffe enthalten  157,00 € 

11 01 98*  andere Abfälle, die gefährliche Stoffe 
enthalten  82,50 € 

12 01 14*  Bearbeitungsschlämme, die gefährli-
che Stoffe enthalten  294,00 € 

12 01 16*  Strahlmittelabfälle, die gefährliche 
Stoffe enthalten (nur nicht brennbare)  95,00 € 

12 01 18*  Schleif-, Hon- und Läppschlämme (nur 
nicht brennbare)  150,00 € 

12 01 20*  
gebrauchte Hon- und Schleifmittel, die 
gefährliche Stoffe enthalten (nur nicht 
brennbare)  

150,00 € 

13 05 01*  feste Abfälle aus Sandfanganlagen und 
Öl-/Wasserabscheidern  95,20 € 

13 05 08*  Abfallgemische aus Sandfanganlagen 
und Öl-/Wasserabscheidern  94,60 € 

19 01 13*  Filterstaub, der gefährliche Stoffe ent-
hält  121,10 € 

19 02 04*  
vorgemischte Abfälle, die wenigstens 
einen gefährlichen Abfall enthalten (nur 
nicht brennbare)  

301,00 € 

19 02 05*  
Schlämme aus der physikalisch-chemi-
schen Behandlung, die gefährliche 
Stoffe enthalten  

135,60 € 

19 08 13*  
Schlämme, die gefährliche Stoffe aus 
einer anderen Behandlung von indust-
riellem Abwasser enthalten  

121,10 € 

19 12 11*  

sonstige Abfälle (einschließlich Materi-
almischungen) aus der mechanischen 
Behandlung von Abfällen, die gefährli-
che Stoffe enthalten  

229,00 € 
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10.2 Strahlmittel, Hon- 
und Schleifmittel, 
Schlämme, Stäube 
n. g. A.  

01 04 10  
staubende und pulvrige Abfälle mit 
Ausnahme derjenigen, die unter 01 04 
07 fallen  

62,40 € 

 

06 03 14  
feste Salze und Lösungen mit Aus-
nahme derjenigen, die unter 06 03 11 
und 06 03 13 fallen  

78,00 € 

06 05 03  
Schlämme aus der betriebseigenen 
Abwasserbehandlung mit Ausnahme 
derjenigen, die unter 06 05 02 fallen  

79,80 € 

07 01 12  
Schlämme aus der betriebseigenen 
Abwasserbehandlung mit Ausnahme 
derjenigen, die unter 07 01 11 fallen  

79,60 € 

07 02 12  
Schlämme aus der betriebseigenen 
Abwasserbehandlung mit Ausnahme 
derjenigen, die unter 07 02 11 fallen  

121,10 € 

10 01 21  
Schlämme aus der betriebseigenen 
Abwasserbehandlung mit Ausnahme 
derjenigen, die unter 10 01 20 fallen  

75,50 € 

10 11 20  
feste Abfälle aus der betriebseigenen 
Abwasserbehandlung mit Ausnahme 
derjenigen, die unter 10 11 19 fallen  

73,20 € 

11 01 10  
Schlämme und Filterkuchen mit Aus-
nahme derjenigen, die unter 11 01 09 
fallen  

80,80 € 

12 01 13  Schweißabfälle  154,70 € 

12 01 15  Bearbeitungsschlämme mit Ausnahme 
derjenigen, die unter 12 01 14 fallen  115,00 € 

12 01 17  Strahlmittelabfälle mit Ausnahme derje-
nigen, die unter 12 01 16 fallen  71,40 € 

12 01 21  
gebrauchte Hon- und Schleifmittel mit 
Ausnahme derjenigen, die unter 12 01 
20 fallen  

113,10 € 

19 01 19  Sande aus der Wirbelschichtfeuerung  51,20 € 

19 08 05  Schlämme aus der Behandlung von 
kommunalem Abwasser  152,20 € 

19 08 14  

Schlämme aus einer anderen Behand-
lung von industriellem Abwasser mit 
Ausnahme derjenigen, die unter 19 08 
13 fallen  

76,00 € 

19 12 09  Mineralien (z.B. Sand, Steine)  49,00 € 

19 02 06  
Schlämme aus der physikalisch-chemi-
schen Behandlung mit Ausnahme der-
jenigen, die unter 19 02 05 fallen  

109,40 € 
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11 Gießereialtsande  
10 09 06  

Gießformen und -sande vor dem Gie-
ßen mit Ausnahme derjenigen, die un-
ter 10 09 05* fallen  

60,70 € 

 

10 09 08  
Gießformen und -sande nach dem Gie-
ßen mit Ausnahme derjenigen, die un-
ter 10 09 07* fallen  

58,80 € 

10 09 14  Abfälle von Bindemitteln mit Ausnahme 
derjenigen, die unter 10 09 13* fallen  71,40 € 

10 10 06  
Gießformen und -sande vor dem Gie-
ßen mit Ausnahme derjenigen, die un-
ter 10 10 05* fallen  

60,80 € 

10 10 08  
Gießformen und -sande nach dem Gie-
ßen mit Ausnahme derjenigen, die un-
ter 10 10 07* fallen  

67,40 € 

10 10 14  Abfälle von Bindemitteln mit Ausnahme 
derjenigen, die unter 10 10 13* fallen  63,30 € 

12 Schlacken  
10 01 01  

Rost- und Kesselaschen, Schlacken 
und Kesselstaub mit Ausnahme von 
Kesselstaub, der unter 10 01 04 fällt  

66,70 € 

 

10 01 02  Filterstäube aus Kohlefeuerung  67,70 € 

10 01 03  Filterstäube aus Torffeuerung und Feu-
erung mit (unbehandeltem) Holz  99,10 € 

10 09 03  Ofenschlacken  40,00 € 
10 10 03  Ofenschlacken  48,90 € 

10 01 15  

Rost- und Kesselasche, Schlacken und 
Kesselstaub aus der Abfallmitverbren-
nung mit Ausnahme derjenigen, die un-
ter 10 01 04 fallen  

56,70 € 

10 01 17  
Filterstäube aus der Abfallmitverbren-
nung mit Ausnahme derjenigen, die un-
ter 10 01 16 fallen  

76,00 € 

10 01 19  
Abfälle aus der Abgasbehandlung mit 
Ausnahme derjenigen, die unter 10 01 
05, 10 01 07 und 10 01 18 fallen  

87,20 € 

10 03 20  Filterstaub mit Ausnahme von Filter-
staub, der unter 10 03 19 fällt  79,60 € 

10 10 10  Filterstaub mit Ausnahme desjenigen, 
der unter 10 10 09 fällt  79,60 € 

10 12 10  
feste Abfälle aus der Abgasbehandlung 
mit Ausnahme derjenigen, die unter 10 
12 09 fallen  

71,40 € 

19 01 12  
Rost- und Kesselaschen sowie Schla-
cken mit Ausnahme derjenigen, die un-
ter 19 01 11 fallen  

50,00 € 
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13 Kunststoff, Gummi  
19 12 04  Kunststoff und Gummi nur außen LP19  45,70 €  

14 Schrott  12 01 01  Eisenfeil- und -drehspäne  0,00 € 

 

12 01 02  
Eisenstaub und -teile (es wird kein Ei-
senstaub angenommen) (nur nicht 
brennbare)  

0,00 € 

17 04 02  Aluminium  0,00 € 
17 04 05  Eisen und Stahl  0,00 € 
17 04 07  gemischte Metalle  0,00 € 

17 04 11  Kabel mit Ausnahme derjenigen, die 
unter 17 04 10 fallen  0,00 € 

19 12 02  Eisenmetalle  0,00 € 
19 12 03  Nichteisenmetalle  0,00 € 
20 01 40  Metalle  0,00 € 

 


